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Kurzfassung 

Im Land Bremen ist die Anzahl der Personen, die trotz eigenem Erwerbseinkommen auf Leistun-
gen der Grundsicherung für Arbeitsuchende angewiesen sind – die sogenannten Aufstocker(innen) 
– in den vergangenen Jahren konstant gestiegen. Vor allem wenn Kinder zu versorgen sind, reicht 
das Einkommen der Eltern vielfach nicht aus, um die Familie existenzsichernd zu versorgen. Dann 
wird ein aufstockender Arbeitslosengeld-II-Bezug notwendig, der von den Familien oftmals erst 
vier Jahre oder später überwunden werden kann. In einer qualitativen Panelstudie werden jene 
Aufstocker-Familien fokussiert, deren Strategien für eine Überwindung des Leistungsbezugs ana-
lysiert sowie die Rolle der bestehenden Arbeitsvermittlung reflektiert. 

Im Ergebnis wird deutlich, dass Familien für eine Überwindung des Leistungsbezugs ein hohes 
Maß an Flexibilität, sowohl innerfamiliär als auch erwerbsbezogen, aufbringen müssen. Dies for-
dert jedoch weitreichende Handlungsspielräume, die oftmals aufgrund der Sorgearbeit in der Fa-
milie sowie fehlenden Qualifizierungsmöglichkeiten fehlen. Die Arbeitsvermittlung nimmt für 
Aufstocker-Familien dabei nur eine nebensächliche Rolle ein: So können erwerbstätige Leistungs-
beziehende zwar grundsätzlich die Beratungs- und Förderfunktion des Jobcenters nutzen, jedoch 
fehlen zielgruppenspezifische Maßnahmen, die an die komplexen Bedarfslagen der Familien an-
knüpfen. Von den Familien gewünschte Maßnahmen zur beruflichen Förderung bleiben aus oder 
die Bedarfe der Familie werden nicht erkannt. Aktive Ausstiegsstrategien erfolgen daher unabhän-
gig von den Beratungen des Jobcenters. Die Arbeitsmarktpolitik steht somit vor der drängenden 
Herausforderung, die Grundsicherung für Arbeitsuchende an den veränderten Adressat(innen)-
Kreis anzupassen oder aber anknüpfende arbeitsmarktpolitische Interventionen für diese Gruppen 
zu entwickeln. 
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1     Einleitung 

Im Land Bremen, wie auch im gesamtdeutschen Ver-
gleich, ist die Anzahl der Personen, die trotz eigenem 
Erwerbseinkommen auf Leistungen der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende (SGB II) angewiesen sind – 
die sogenannten Aufstocker(innen)1  – in den vergan-
genen Jahren konstant gestiegen. Gleichzeitig hat sich 
die Gesamtanzahl der Arbeitslosengeld-(ALG)-II-
Leistungsbeziehenden seit dem Jahr 2007 deutlich 
verringert. Es ist somit zu einer Verschiebung der 
Ursachen eines Leistungsbezugs gekommen: nicht 
mehr ausschließlich eine Arbeitslosigkeit, sondern 
nicht bedarfsdeckende Einkommen müssen kompen-
siert werden. 

Der überwiegende Anteil der Aufstocker(innen) er-
wirtschaftet ein Einkommen aus geringfügiger Be-
schäftigung oder aus dem Niedriglohnbereich 
(Bruckmeier et al. 2008). Dabei ist eine Niedriglohn-
beschäftigung nicht nur auf mangelnde Qualifikatio-
nen zurückzuführen. Auswertungen des Sozioökono-
mischen Panels zeigen, dass vielmehr formal Qualifi-
zierte und junge Menschen unter 25 Jahren sowie 
hauptsächlich Frauen einer Beschäftigung mit einem 
geringen Lohn nachgehen (Bosch/Weinkopf 2007). 
Dies ist auch als ein Ergebnis einer „erfolgreichen“ 
Aktivierung zu bewerten, das heißt einer Arbeits-
marktintegration von zuvor arbeitslosen Leistungsbe-
ziehenden, die aber aufgrund der gezielten Auswei-
tung von atypischen Beschäftigungsformen und der 
Vereinfachung des Einsatzes von u.a. geringfügigen 
Beschäftigungen und Leiharbeit, nicht in eine bedarfs-
deckende Beschäftigung mündete (Bruckmeier  
et al. 2013). Eine solche Bedürftigkeitssituation ver-
schärft sich vor allem dann, wenn im Haushalt weitere 
nicht oder nur geringfügig erwerbstätige Personen 
bzw. Kinder leben, und auch eine Vollzeitbeschäfti-
gung zur Existenzsicherung nicht mehr ausreicht 
(Bruckmeier et al. 2007).  

An diesen Aufstocker-Familien werden vielfältige 
arbeitsmarkt- und sozialpolitische Schieflagen deut-
lich: So beeinträchtigt das Vorhandensein von  
Kindern langfristig die Erwerbsarbeit von Müttern  
(Bundesministerium für Familie 2010). Die sozial-
staatliche Unterstützung in Form außerhäuslicher 
Kinderbetreuung unterscheidet sich nach wie vor  
stark zwischen den einzelnen Bundesländern  
(Bock-Famulla/Große-Wöhrmann 2010; Statistisches 

 
                                                           
1 Ursprünglich als Begriff für Personen genutzt, die ALG I mit 

bedürftigkeitsgeprüften Transfers aufstocken. Mittlerweile wird 
die Bezeichnung jedoch auch für Erwerbstätige mit zusätzlichen 
Transferleistungen benutzt. Dabei werden Aufstocker(innen) häu-
fig gleichgesetzt mit Vollzeitbeschäftigten, deren Einkommen 
nicht ausreicht, um auf dem soziokulturellen Existenzminimum 
zu leben (Bundesagentur für Arbeit 2010). 

Bundesamt 2012). Für das Land Bremen weisen  
aktuelle Studien zum Ausbau der Kinderbetreuungsin-
frastruktur im Besonderen auf unzureichende Betreu-
ungsmöglichkeiten hin: Mit einer Betreuungsquote 
von 24,3% bei den unter Dreijährigen sind die Mög-
lichkeiten für einen frühzeitigen beruflichen Wieder-
einstieg von Müttern ohne eine privat organisierte 
Betreuung (durch Großeltern, Elternvereine etc.)  
nur sehr begrenzt möglich (Prigge/Böhme 2014).  
Auffallend hoch ist zudem der Anteil von Paar-
Haushalten mit Kindern, in denen nur ein Erwerbsein-
kommen vorhanden ist. Dabei ist es vor allem die 
Kombination aus hohen Bedarfen des Haushalts, ge-
ringer Stundenzahl und geringer Stundenlöhne, wel-
che eine Familie im Sinne des SGB II bedürftig wer-
den lässt. Vorgelagerte sozialstaatliche Leistungen, die 
im Besonderen die Bedarfe in Haushalten mit Kindern  
fokussieren, wie der Kinderzuschlag , führen in der 
bisherigen Ausgestaltung zu Überlagerungen mit 
weiteren Sozialleistungen – etwa dem Wohngeld – 
und komplizierten Anrechnungsverfahren. Im Ergeb-
nis kommt der Kinderzuschlag2 nur für einen sehr 
begrenzten Einkommensbereich infrage (Becker/ 
Hauser 2008).  

Unter diesen Bedingungen wächst die Bedeutung der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende und der Vermitt-
lungspraxis als Förderungsinstrument. Die Frage nach 
der Zielerreichung der Grundsicherung, mit dem ge-
setzlichen Anspruch, leistungsbeziehende Personen 
dabei zu unterstützen „ihren Lebensunterhalt unab-
hängig von der Grundsicherung aus eigenen Mitteln 
und Kräften bestreiten können” (§ 1 SGB II), rückt – 
angesichts vergleichsweise hoher Verweildauern die-
ser Gruppe von Leistungsbeziehenden (Bruckmeier  
et al. 2013) – in den Vordergrund. Während die Ver-
änderungen von Erwerbsstrukturen sowie damit zu-
sammenhängende Bedürftigkeitsursachen durchaus 
eine breite wissenschaftliche Betrachtung erfährt (u.a. 
Bruckmeier et al. 2008; Dietz et al. 2009; Graf 2012; 
Lohmann 2007; Luchtmeier/Ziemendorff 2007;  
Rosenthal et al. 2010; Rudolph 2014; Wagner 2007), 
werden die Bedingungen für eine Überwindung des 
 
                                                           
2 Der Kinderzuschlags ist eine dem Arbeitslosengeld II vorgelagerte 

einkommens- und vermögensabhängige Leistung (Derksen 2008: 
121). Zur Vermeidung einer Hilfebedürftigkeit im Sinne des SGB 
II können Eltern, die mit ihrer Erwerbstätigkeit den eigenen Be-
darf sichern können, jedoch nicht des Kindes/der Kinder, diesen 
Zuschlag beantragen. Ein Anspruch dieser Leistung besteht für 
ein im Haushalt lebendes, unter 25-jähriges, unverheiratetes Kind, 
wenn für dieses Kind Kindergeld bezogen wird und das Einkom-
men der Eltern die Mindesteinkommensgrenze von 900 Euro für 
Paare oder 600 Euro für Alleinerziehende erreicht und gleichzei-
tig die Höchsteinkommensgrenze (SGB-II-Bedarf plus Kinderzu-
schlag) nicht überschritten wird. Damit ist ein nur sehr schmales 
Segment der Einkommensverteilung, in welchem ein Anspruch 
auf Kinderzuschlag besteht, gesetzt worden. (Becker/Hauser 
2008). Die Berechnung des möglichen Bedarfs ist kompliziert, 
was nach bisherigen Berechnungen mit dazu geführt hat, dass 
lediglich 11% der Kinderzuschläge positiv beschieden wurden 
(Knickrehm 2008: 163). 
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Leistungsbezugs im Speziellen für Aufstocker-
Familien oftmals nur als Nebenprodukt thematisiert. 
Bekannt ist, dass sozioökonomische Faktoren wie ein 
geringes Qualifikationsniveau und eine hohe Anzahl 
von zu versorgenden Kindern, einen Ausstieg aus  
dem Leistungsbezug negativ bedingen (Bruckmeier  
et al. 2013). Welche Bedeutung dabei die Arbeitsver-
mittlung im Sinne des SGB II für diese spezifische 
Gruppe von Leistungsbeziehenden einnimmt, ist bis-
lang unbekannt. Vor diesem Hintergrund ist es das 
Anliegen dieses Beitrags, Familien mit aufstockendem 
ALG-II-Leistungsbezug in den Fokus zu rücken. Auf 
Grundlage einer qualitativen Panelstudie werden die 
Strategien von Aufstocker-Familien für eine Über-
windung der Bedürftigkeit und damit zusammenhän-
gende Hindernisse beleuchtet und kritisch hinterfragt, 
inwiefern die Arbeitsvermittlung der spezifischen 
Gruppe der Aufstocker-Familien Unterstützung bietet. 

Dazu wird zunächst das Erkenntnisinteresse dieses 
Beitrages in die zugrunde liegende Entwicklung des 
deutschen Grundsicherungssystems eingebettet  
(Kapitel 2). Darauffolgend wird die Zielsetzung der 
Studie sowie das methodische Vorgehen erläutert 
(Kapitel 3). Nach einem statistischen Überblick zur 
Gruppe der Aufstocker(innen) im Land Bremen mit 
daraus ableitbaren Bedürftigkeitsursachen (Kapitel 4) 
werden die im Rahmen der qualitativen Interviewstu-
die erworbenen Erkenntnisse vorgestellt. Dabei wird 
herausgearbeitet, welche Strategien Aufstocker-
Familien für eine Überwindung des Leistungsbezugs 
entwickeln und welche jeweiligen Handlungsbedin-
gungen – systematisiert in Handlungsfeldern – be-
rücksichtigt werden müssen. Zudem wird dargestellt, 
inwiefern es den Familien mit ihren Strategien gelun-
gen ist, über den Zeitraum von zwei Jahren den Leis-
tungsbezug zu verlassen und welche Bedingungen 
dafür mitbestimmend waren (Kapitel 5). Auf diese 
Erkenntnisse aufbauend wird die Bedeutung der 
Arbeitsvermittlung für eine Überwindung des Leis-
tungsbezugs reflektiert und dahin gehend analysiert, 
inwiefern eine am Bedürftigkeitskontext von Aufsto-
cker-Familien orientierte Beratung und Vermittlung 
gewährleistet wird (Kapitel 6). Der Beitrag schließt 
mit Schlussfolgerungen und Diskussionen zur  
Gestaltung arbeitsmarktpolitischer Interventionen ab  
(Kapitel 7). 

2     Aufstocker(innen) im Spiegel 
aktivierender Arbeitsmarkt- 
politik 

Mit der Hartz-Gesetzgebung (in den Jahren 2002 bis 
2005) kam es zu einem einschneidenden Paradigmen-
wechsel in der deutschen Arbeitsmarktpolitik, welcher 
vor allem als ein Wandel vom Welfare- zum Workfa-
re-Staat charakterisiert wird (Castel/Dörre 2009;  

Cox 2009; Dingeldey 2007; Koch et al. 2005;  
Mohr 2009; Serrano Pascual/Magnusson 2007). Die 
Wirkungen der damit verbundenen Umstrukturierun-
gen werden seitdem ausführlich in der Arbeitsmarkt-
forschung diskutiert (Kantel 2008; Knuth 2010;  
Rudolph/Niekant 2007; Schiller/Hassel 2010). Es lässt 
sich subsumieren, dass das neue Modell des Sozial-
staates zu einer Aktivierung des Bürgers bzw. der 
Bürgerin führen sollte, indem der Staat Hilfe zur 
Selbsthilfe leistet. Eine auf Aktivierung ausgerichtete 
Grundsicherung sollte der Massenarbeitslosigkeit 
entgegenwirken und die Integration der Leistungsbe-
ziehenden in den Arbeitsmarkt unterstützen sowie den 
Lebensunterhalt sichern, sofern die Hilfesuchenden 
diesen nicht anderweitig bestreiten können.  

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) ist 
dabei von der Arbeitslosenhilfe, welche vor den  
Gesetzen zur Reform des Arbeitsmarktes3  die sozio-
kulturelle Existenz sichern sollte, zu unterscheiden. 
Vor der Neuausrichtung des SGB II waren das 
Arbeitslosengeld als Versicherungszahlung für den 
Fall des Verlustes des Arbeitsplatzes und die Arbeits-
losenhilfe als Zahlungen im Anschluss an das Arbeits-
losengeld bei längerer Arbeitslosigkeit von der  
Sozialhilfe getrennt. Während das bisherige Arbeitslo-
sengeld durch den Rechtskontext des SGB III geregelt 
wird und unter Berücksichtigung des vorherigen Ein-
kommens ein Arbeitslosengeld (ALG) I als Versiche-
rungsleistungen gewährt wird, wurde mit dem SGB II 
eine gemeinsame gesetzliche Grundlage der Mindest-
sicherung für Arbeitslose, im Anschluss an den einjäh-
rigen Anspruch des ALG I, und der vormaligen  
Sozialhilfe-Empfänger(innen) geschaffen.  

Leistungen nach dem SGB II erhalten nunmehr Perso-
nen, die a) das 15. Lebensjahr vollendet und die b) die 
Altersgrenze nach § 7a (je nach Geburtsjahrgang liegt 
diese bei 65 bis 67 Jahren) noch nicht erreicht haben, 
c) erwerbsfähig sowie d) hilfebedürftig sind und  
e) ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepu-
blik Deutschland haben. Als erwerbsfähig nach  

 
                                                           
3 Im Februar 2002 rief Bundeskanzler Gerhard Schröder die „Kom-

mission für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ unter 
Leitung von Peter Hartz ins Leben. Diese 15-köpfige sogenannte 
Hartz-Kommission setzte den Beginn der umfangreichen Um-
strukturierung der Bundesanstalt für Arbeit sowie der Reformbe-
mühungen zur Sanierung des Arbeitsmarktes. Zur Vereinfachung 
des Gesetzgebungsverfahrens wurden die einzelnen Gesetze zur 
Reform des Arbeitsmarktes mit den Kurzbezeichnungen Hartz I, 
Hartz II, Hartz III und Hartz IV versehen (Bredehorst 2010). Mit 
Hartz I und II wurden neue Arbeitsmarktinstrumente eingeführt. 
Überlebt haben davon nur noch Mini- und Midijobs, die prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse erzeugten (Wingerter 2009). Zudem 
wurde die Meldepflicht für Arbeitslose schon bei Erhalt der Kün-
digung eingeführt und Zumutbarkeits- und Sperrzeiten verschärft 
(Bredehorst 2010). Mit Hartz III wurde die Bundesanstalt für 
Arbeit umstrukturiert und betriebswirtschaftlich ausgerichtet. Die 
bekannteste und umstrittenste Reform beinhaltete das Hartz-IV-
Gesetz (2005), welches die Zusammenführung von Arbeitslosen-
hilfe und Sozialhilfe beinhaltete. 
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§ 8 SGB II gilt, wer „unter den üblichen Bedingungen 
des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei 
Stunden täglich erwerbstätig” sein kann. Ziel war es, 
neben arbeitssuchenden Personen ebenso vormalige 
Sozialhilfe-Empfänger(innen) – insofern Sie die Krite-
rien der Erwerbsfähigkeit erfüllen – in die Arbeitsför-
derung einzubeziehen. Demgegenüber können nicht-
erwerbsfähige Personen können nur dann einen An-
spruch auf Leistungen des SGB II geltend machen, 
wenn sie mit einer erwerbsfähigen Person in einer 
Bedarfsgemeinschaft (BG) leben.  

Der Begriff der Bedarfsgemeinschaft ist ein  
Schlüsselbegriff im System der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende und ist gleichzeitig als gesetzliches 
Konstrukt umstritten. Kritisiert wird insbesondere, das 
zugrunde liegende systematische Verständnis, welches 
den Individualanspruch einer arbeitssuchenden Person 
mit den Ansprüchen der Personen verbindet, die mit 
ihr in einem Haushalt leben (Betzelt/Rust 2010,  
S. 72). Die Ansprüche aller Personen in einer  
„Gemeinschaft“ werden so zusammengefasst, sodass 
entweder alle Personen eine Fürsorgeleistung erhalten 
oder keine Person (Armborst 2008, S. 20). So gilt als 
hilfebedürftig, „wer seinen Lebensunterhalt […] und 
den Lebensunterhalt der mit ihm in einer Bedarfsge-
meinschaft lebenden Personen nicht oder nicht ausrei-
chend aus eigenen Kräften und Mitteln […] sichern 
kann“ (SGB II § 9). 

Der Grundgedanke dieses Konstruktes ist es, den 
Einzelnen vorrangig für sich selbst und seine Bedarfs-
gemeinschaft zu verantworten. Hilfebedürftige haben 
im Sinne des Leitbildes „Fordern“ die Pflicht, ihr 
Vermögen und Einkommen einzusetzen, um den eige-
nen Bedarf und den der Bedarfsgemeinschaft zu  
decken (Betzelt/Rust 2010, S. 73). Laut Sozialgesetz-
buch gehören zu einer Bedarfsgemeinschaft: erwerbs-
fähige Hilfebedürftige, im Haushalt lebende Eltern 
oder ein Elternteil eines unverheirateten erwerbsfähi-
gen Kindes (unter 25 Jahren) und der/die Partner/in 
des Elternteils sowie der/die jeweilige Partner/in der 
erwerbsfähigen hilfebedürftigen Person; ebenso die 
dem Haushalt angehörigen unverheirateten Kinder  
(bis 25 Jahre) ohne eigenes Einkommen oder Vermö-
gen (Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
2010). Schwierigkeiten bereitet dabei das Verständnis, 
wann von einer Partnerschaft als Bedarfsgemeinschaft 
gesprochen wird. Das SGB II formuliert dazu: Bei 
Partnern wird das Bestehen einer Einstehensgemein-
schaft bei Vorliegen bestimmter Sachverhalte (z. B. 
das Zusammenleben, das länger als ein Jahr andauert 
sowie die Versorgung von Kindern oder Angehöriger) 
vermutet (Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
2010). Somit ist der Anspruch auf ALG-II-Leistungen 
an eine Bedürftigkeitsprüfung gekoppelt, die sowohl 
die individuellen Kriterien als auch die formale Ein-
standspflicht in einer Bedarfsgemeinschaft prüft (dies 
bedeutet zum Beispiel, dass geprüft wird, ob der/die 
Partner/in einer leistungsersuchenden Person nicht 

über ausreichende Mittel verfügt, um diese Person 
existenziell abzusichern. Sollte dies der Fall sein, 
entfällt der individuelle Anspruch auf Leistungen des 
SGB II).  

Die Leistungen des SGB II sind darauf ausgerichtet, 
das gesetzliche Existenzminimum zu sichern. Die 
Bemessung dieses soziokulturellen Existenzmini-
mums beruht derzeit auf einer statistischen Erfassung 
des Ausgabeverhaltens der untersten 15% der nach 
ihrem Einkommen geschichteten Einpersonenhaushal-
te in Deutschland (Becker/Schüssler 2014, S. 8). Die 
daraus resultierenden Regelsätze4  dienen dabei jedoch 
nicht unmittelbar einer Armutsvermeidung, da sich 
jene an der Höhe der Armutsrisikoschwelle5, die sich 
durch ein Nettoeinkommen von weniger als 60% des 
statistischen Mittelwerts der Gesamtgesellschaft aus-
drückt, orientieren müsste (Hauser 2008, S. 124). Das 
heißt, dass Transferzahlungen zwar eine materielle 
Armut verhindern, ALG-II-Leistungsbeziehende  
jedoch im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung weiter-
hin arm bleiben. 

Der Gesetzgeber formuliert zudem die besondere 
Ausrichtung, auf die Ermöglichung gesellschaftlicher 
Teilhabe durch Arbeit. So ist es – entsprechend einer 
Aktivierungspolitik – nach SGB II § 1 Abs. 2 das 
vordergründige Ziel der Grundsicherung, den Hilfebe-
dürftigen alle Leistungen zukommen zu lassen, um 
mit einer Erwerbstätigkeit die Hilfebedürftigkeit ver-
meiden und beenden zu können. Mit dem Leitgedan-
ken „Hilfe zur Selbsthilfe“ hat der Gesetzgeber die 
Unterstützungsleistungen zur Überwindung der Hilfe-
bedürftigkeit vor die Leistungen zum Lebensunterhalt 
gestellt und hat die Transferzahlungen verstärkt an 
Mitarbeit und Zumutbarkeit von Arbeit gekoppelt. 
Leistungsbeziehende sind grundsätzlich dazu ver-
pflichtet, Tätigkeiten anzunehmen, die nicht ihrer 
ursprünglichen Ausbildung entsprechen und/oder auch 
deutlich unterhalb ihrer vorherigen Tätigkeit entlohnt 
werden (Koch/Walwei 2008, S. 59). Pflichtverletzun-
gen können durch Minderung des Arbeitslosengeldes 
sanktioniert werden, welches die Betroffenen zu 
 
                                                           
4 Die Regelleistungen des Arbeitslosengeldes II sind als Pauschal-

leistungen angelegt. Stand 2015 stehen Alleinstehenden oder  
alleinerziehenden Personen 399 Euro zur Verfügung. Der Part-
ner/die Partnerin mit Voraussetzung der Bedarfsgemeinschaft 
erhält einen reduzierten Satz von 360 Euro. Für Kinder wurden 
altersgestaffelte Regelsätze festgelegt: für Kinder bis unter 6 Jah-
ren 234 Euro, Kinder von 6 bis unter 14 Jahren 267 Euro und für 
Kinder von 14 bis unter 18 Jahren 302 Euro. 

5 Die Armutsdefinition innerhalb der sozialwissenschaftlichen 
Diskussion orientiert sich häufig an den Armutsrisikoquoten, wel-
chen sich in Relation zum Nettoäquivalenzeinkommen definiert 
(Bundesregierung 2008b). Dem Risiko der Einkommensarmut 
unterliegen damit Personen, welche ein Einkommen unterhalb 
eines bestimmten Mindestabstands zum Mittelwert der Gesell-
schaft haben. Dabei werden in den Sozialwissenschaften  
i.d.R. Einkommensarmutsgrenzen von 40%, 50% oder 60%  
des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens angewendet 
(Hauser 2008). 
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einem Leben unter dem soziokulturellen Existenzmi-
nimum zwingt (Götz et al. 2010, S. 1). Sowohl die 
Zumutbarkeit einer Arbeit als auch die Wirkungen und 
Auswirkungen von Sanktionen, werden vor allem mit 
Blick auf die Auswirkungen für die Betroffenen und 
des zugrunde liegenden wohlfahrtsstaatlichen Prinzips 
kritisch diskutiert (u.a. Ames 2010; Bescherer et al. 
2008; Brettschneider 2007; Davilla 2010; Dörre et al. 
2013; Hillmann/Hohenleitner 2012). 

Mit der Grundannahme, dass die Rahmenbedingungen 
des Arbeitsmarktes nur bedingt zu verändern sind, galt 
es vorrangig die Arbeitsmarktintegration trotz ungüns-
tiger Bedingungen zu verbessern (Dörre et al. 2013,  
S. 24). Somit kam es zu einer Verschiebung der 
„Arbeitsförderung“ hin zur „Beschäftigungsförde-
rung“ (Promberger et al. 2008). Das heißt, die neue 
Arbeitsmarktpolitik konzentriert sich verstärkt auf die 
Herstellung einer von Qualifikation und Erwerbsbio-
grafie unabhängigen Arbeitsbereitschaft und kann 
diese durch Druck erzeugen. Mit dem Postulat nach 
einer schnellen Erwerbsintegration und mit verschärf-
ten Erwerbsobliegenheiten hat die Vermittlungspraxis 
damit aber auch zu einer Ausweitung atypischer und 
prekärer Beschäftigungsformen (Wingerter 2009) und 
damit zu einer zunehmenden Destandardisierung  
von Beschäftigung beigetragen (Castel/ Dörre 2009;  
Dingeldey 2011; Kraemer 2009; Knuth 2015  
Scherschel/Booth 2010). Im Ergebnis nahm das  
Phänomen der „working poor“ (Andreß/ 
Lohmann 2008; Bruckmeier et al. 2008), also der 
„Trotz-Arbeit-Armen“, mit dem Grundsatz der prinzi-
piellen Pflicht zur Erwerbstätigkeit auch im Rahmen 
sogenannter Arbeitsgelegenheiten und unter  
stetig wachsenden Verdienstunterschieden in Deutsch-
land zu (Adamy 2008; Bosch/Weinkopf 2007; 
Schlettkat 2006). Eine steigende Anzahl von Beschäf-
tigten ist daher gezwungen, ihr Erwerbseinkommen 
mit Transferleistungen nach SGB II aufzustocken – 
die sogenannten Aufstocker(innen). 

Während seit dem Jahr 2007 ein rückläufiger Trend 
für alle ALG-II-Leistungsbeziehenden zu verzeichnen 
ist, ist für die erwerbstätigen Leistungsbeziehenden im 
gleichen Zeitraum eine gegenläufige Entwicklung zu 
beobachten: Zwischen 2007 und 2013 stieg die Zahl 
der Aufstocker(innen) im Land Bremen um 20%. 
Somit zählt inzwischen fast jede dritte Person der 
ALG-II-Beziehenden als Aufstocker(in) (siehe nach-
folgend Kapitel 3). Neben der Entwicklung, dass eine 
steigende Zahl von erwerbstätigen Personen zusätzlich 
zum erwirtschafteten Gehalt aufstocken muss, verwei-
sen mehrjährige Verweildauern im Leistungsbezug, 
dass eine Überwindung der Bedürftigkeit im Sinne des 
SGB II für Aufstocker(innen) mit großen Schwierig-
keiten verbunden ist (Bundesagentur für Arbeit 2012). 
Nach Analysen des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung weist zwar die Arbeitsmarktteilhabe 
der Aufstocker(innen) eine relative Stabilität auf 
(Bruckmeier et al. 2013), doch wird darauf verwiesen, 

dass dies nicht auf eine gesicherte und langfristige 
Beschäftigung beim selben Arbeitgeber zurückzufüh-
ren ist. Tatsächlich ist ein geringer Teil der  
Aufstocker(innen) längerfristig im gleichen Beschäfti-
gungsverhältnis tätig (Koller/Rudolph 2011). 

Auch die Einführung des flächendeckenden Mindest-
lohns im Jahr 2015 wird nur bei einem kleinen Teil 
der Leistungsbeziehenden zu einer Überwindung des 
ALG-II-Bezugs beitragen (entsprechende Erhebungen 
stehen derzeit noch aus) – nach Simulationsrechnun-
gen (Bruckmeier/Wiemers 2014) ist vor allem für 
Singlehaushalte, in denen bereits ein hohes Arbeitsvo-
lumen zu verzeichnen ist, ein positiver Effekt zu  
erwarten. Für den Großteil der Aufstocker(innen) wird 
jedoch auch der Mindestlohn, aufgrund geringer 
Arbeitsvolumen oder aber hoher Bedarfe im Haushalt, 
keine Überwindung des Leistungsbezugs bewirken.  

Die Bedürftigkeitssituation von Familien wird darüber 
hinaus durch eine Vielzahl von Faktoren bedingt, 
welche sich nicht ausschließlich in sozioökonomische 
Größen wieder spiegeln. Vielmehr gilt es, das  
Zusammenspiel verschiedener Faktoren zu betrachten. 
Dabei sind für Familien im aufstockenden Leistungs-
bezug spezifische Bedingungen zu berücksichtigen: 
Seien es Benachteiligungen von Frauen und Müttern 
auf dem Arbeitsmarkt, erschwerte Vereinbarkeitsbe-
dingungen, erhöhte Existenz-Bedarfe oder Wertkon-
flikte zwischen Erwerbsanforderungen und Rollenbil-
dern (Schröter 2015). Quantitative Studien konnten 
bisher nur in Ausschnitten darstellen, welche Bedin-
gungen für einen Ausstieg aus dem Leistungsbezug 
begünstigend und welche hinderlich sind. Meist be-
ziehen sich diese auf messbare Faktoren wie Qualifi-
kationsniveau und/oder eine geringe Anzahl von  
Kindern (Bruckmeier et al. 2013; Dietz et al. 2009). 

Es lässt sich somit resümieren, dass das vordergründi-
ge Ziel der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik darin 
liegt, Hilfebedürftige darin zu stärken eine Erwerbstä-
tigkeit aufzunehmen und diese durch das Prinzip 
„Fordern und Fördern“ und einem Katalog von Ein-
gliederungsleistungen darin zu unterstützen, ihren 
Lebensunterhalt selbst aufbringen zu können. Ange-
sichts der geschilderten Entwicklung, insbesondere 
mit Blick auf Aufstocker(innen), stellt sich jedoch die 
Frage, inwiefern die Grundsicherung für Arbeitsu-
chende geeignet ist, Menschen, die bereits im Sinne 
einer Erwerbsintegration „aktiviert“ sind, bei einer 
Überwindung der Hilfebedürftigkeit zu unterstützen. 
Dieser Frage wird im vorliegenden Beitrag mit  
speziellem Fokus auf Aufstocker-Familien empirisch 
nachgegangen. 
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3     Zielsetzung und methodisches  
Vorgehen 

Zielsetzung des Beitrages ist es, die Handlungsmög-
lichkeiten von Aufstocker-Familien für einen Ausstieg 
aus dem ALG-II-Bezug anhand real existierender 
Strategien aufzuzeigen. Dabei gilt es vor allem die 
Rolle der Arbeitsvermittlung aus Sicht der Familien 
zu reflektieren und dahin gehend zu analysieren,  
inwiefern diese der spezifischen Gruppe der Aufsto-
cker-Familien Unterstützung bietet. 

Im Rahmen einer qualitativen Studie zu Aufstocker-
Familien im Land Bremen wurden Interviews mit 
betroffenen Familien in den Jahren 2012 und 2014 
geführt und subjektive Wahrnehmungen, Erfahrungen 
und Strategien im Umgang mit der Bedürftigkeitssitu-
ation und der Arbeitsvermittlung erhoben. Dabei wur-
de die Annahme zugrunde gelegt, dass soziales Han-
deln anhand der Wahrnehmung von sowohl äußeren 
Rahmenbedingungen als auch individuellen Hand-
lungsmöglichkeiten zu erklären ist (Esser 1999).  
Es wurde somit eine forschungslogische Perspektive 
verfolgt, welche von der Wahrnehmung und Handlung 
von Individuen auf Fall übergreifende Generalisierung 
auf Meso-Ebene schließt und zudem das Wechselspiel 
von sozialem Handeln auf der Individual-Ebene mit 
makroperspektivischen Rahmenbedingungen fokus-
siert.  

Aus dieser Perspektive ergeben sich für den vorlie-
genden Beitrag folgende drei Analyseschwerpunkte: 

Erstens werden anhand deskriptiver Statistiken die 
quantitative Verteilung der Untersuchungsgruppe im 
Land Bremen sowie die daraus ableitbaren Bedürftig-
keitsursachen herausgestellt.  

Zweitens werden Handlungsstrategien von Aufsto-
cker-Familien analysiert. Leitgebend ist die Frage, 
welche Strategien Aufstocker-Familien entwickeln, 
um die Bedürftigkeit zu überwinden, und inwiefern 
diese erfolgreich sind bzw. welche möglichen Hinder-
nisse einem aktiven und eigenständigen Ausstieg 
entgegenstehen. Damit wird eine Individualperspekti-
ve eingenommen, die Handlungsentscheidungen  
an die Wahrnehmung äußerer Rahmenbedingungen 
koppelt.  

Diese äußeren Rahmenbedingungen fokussierend und 
den speziellen Status der Hilfebedürftigkeit berück-
sichtigend, wird drittens der Frage nachgegangen, 
inwiefern die Maßnahmen und die Beratungsleistun-
gen des Jobcenters dazu beigetragen, dass Aufstocker-
Familien eigenständige Strategien entwickeln können 
und ob damit eine Überwindung der Bedürftigkeit 
unterstützt wird. 

3.1     Methodisches Vorgehen 

Der deskriptive Überblick über die Verteilung von 
Aufstocker(innen) sowie die Betrachtung der Bedürf-
tigkeitsursachen erfolgt anhand einer Sonderauswer-
tung der Bundesagentur für Arbeit, die eine Differen-
zierung der Bedarfsgemeinschaft-Typen (BG-Typen) 
ermöglicht. Im Fokus der Betrachtung stehen Familien 
– d. h. Alleinerziehenden-Bedarfsgemeinschaften 
(AE-BG) und Partner-Bedarfsgemeinschaften  
(Partner-BG) mit mindestens einem Kind – in  
Abgrenzung zu Bedarfsgemeinschaften ohne Kind(er) 
– welche über ein eigenes Erwerbeinkommen verfü-
gen, das unterhalb der im SGB II definierten Bedürf-
tigkeitsgrenze des Haushalts liegt, und daher als Auf-
stocker(innen) bezeichnet werden.6 

Die Analyse der familiären Strategien ist mit einer 
qualitativen, das heißt am Einzelfall orientierten,  
Methodik verbunden. Anhand einer qualitativen  
Panelstudie, mit 20 Aufstocker-Familien aus Bremen, 
konnten so deren Situation und Bedingungen genauer 
beleuchtet werden. In der ersten Erhebungswelle im 
Jahr 2012 wurden problemzentrierte Interviews  
geführt. Nach Möglichkeit wurden sowohl die Mütter 
als auch die Väter getrennt voneinander interviewt 
(Ausnahmen bildeten die Alleinerziehenden). Ergänzt 
wurden die Gespräche mit einem nachgeschalteten 
Fragebogen, welcher soziodemografische und fami-
lien- sowie berufsbiografische Daten sicherstellte.  

Die Auswertung des Textmaterials erfolgte nach den 
Schritten der grounded theory (Glaser/Strauss 2010; 
Strübing 2008). Für die Erstellung der Typologie der 
Handlungsstrategien wurde das Verfahren der Fall-
kontrastierung und -vergleiche nach Kelle und Kluge 
(2010) angewendet, welches sich als vierstufiges  
Verfahren für den Forschungszusammenhang angebo-
ten hat. Dies beinhaltet die Erarbeitung relevanter 
Vergleichsdimensionen, die Gruppierung der Fälle 
und Analyse empirischer Regelmäßigkeiten, die  
Analyse inhaltlicher Sinnzusammenhänge sowie  
die Charakterisierung der gebildeten Typen (Kelle/  
Kluge 2010, S. 91 ff.). Für einzelne Forschungsfragen 
wurden Einzelfälle ausführlich rekonstruiert und mit 
anderen Fällen verglichen. Im Ergebnis konnte eine 
Typologie von Handlungsstrategien entwickelt wer-

 
                                                           
6 Der Begriff des Aufstockens selbst ist recht ungenau, da er nicht 

definiert, was in welcher Höhe aufgestockt wird. Und tatsächlich 
variiert die Form des Aufstockens auch innerhalb der betrachteten 
Familien. Im SGB II sind entsprechend Hinzuverdienstregelungen 
festgeschrieben, die es möglich machen, parallel zum Leistungs-
bezug ein Brutto-Einkommen aus Erwerbstätigkeit zu erzielen. 
Gemäß § 11b SGB II ist ein Freibetrag, d. h. ein nicht auf  
das ALG II anzurechnendes Einkommen von monatlich 100 Euro 
brutto vorgesehen. Personen, welche ausschließlich einen gerin-
gen Zuverdienst innerhalb dieses Freibetrags nutzen, werden im 
Sinne der vorliegenden Betrachtung nicht als Aufstocker(innen) 
verstanden. In dieser Studie werden Familien mit einem  
Einkommen oberhalb dieser Freibeträge betrachtet. 
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den, die das komplexe Zusammenspiel verschiedener 
Kontextfaktoren bei der Entwicklung einer Strategie 
aufzeigt. 

In der erneuten Befragung im Jahr 2014 standen die 
konkreten Bedingungen für einen Ausstieg aus der 
Bedürftigkeit im Vordergrund. Die bereits bestehen-
den Daten erlaubten eine Erfassung der Ursachen der 
Aufstockungssituation und die Darstellung des indivi-
duellen Umgangs damit (erfasst im Rahmen der Hand-
lungsstrategien). Von großem Interesse waren daher 
die sich verändernden Bedingungen über die Zeit 
hinweg. Der einmalige Forschungszugang – nämlich 
die Möglichkeit das bestehende Sample erneut zu 
befragen – ermöglicht es, langfristige Mechanismen 
und konkrete Handlungsbedingungen über die Zeit 
hinweg zu identifizieren und miteinander in Verbin-
dung zu setzen.  

Die Analyse der Maßnahmen und die Beratungsleis-
tungen des Jobcenters beruhen auf den Daten der 
Panelstudie, das heißt den von den Familien wahrge-
nommenen Bedingungen, Aussagen von Beschäftigten 
aus dem Jobcenter sowie einer Analyse der Arbeits-
markt- und Integrationsprogramme des Jobcenters 
Bremen aus den Jahren 2012 bis 2014. 

3.2     Zusammensetzung des Samples der 
qualitativen Panelstudie 

Die Auswahl der an der Studie beteiligten Familien 
erfolgte zunächst nach einer vorherigen Definition  
der Untersuchungsgruppe der Aufstocker-Familien 
(siehe 2.1). Dabei wurden Paar-Haushalte oder Allein-
erziehende mit mindestens einem Kind unter 16 Jah-
ren und mindestens einem erwerbstätigen Elternteil, 
die einen aufstockenden ALG-II-Bezug vorweisen 
konnten, adressiert. Um die Erwerbstätigen in den 
Blick nehmen zu können, die nicht „nur“ innerhalb der 
Freibeträge im Sinne des SGB II Erwerbseinkommen 
erzielen, wurde im Vorfeld festgelegt, dass eine  
Erwerbstätigkeit von mind. 20 Stunden Wochen-
arbeitszeit vorliegen musste.  

Insgesamt nahmen 20 Familien, darunter 8 Allein-
erziehenden-Haushalte und 12 Paar-Haushalte mit 
Kind(ern), an der umfangreichen Interviewstudie im 
Jahr 2012 teil. 

Das Sample ermöglichte zur größtmöglichen Kontras-
tierung der Handlungsbedingungen eine heterogene 
Verteilung von sozialstrukturellen Merkmalen  
(vgl. Tabelle 1). 

Tabelle 1: Kurz-Überblick: Sample nach Familienform und Erwerbsmerkmalen 2012 

Merkmal  Paar-Haushalte Alleinerziehende 

Anzahl der Familien 12 8 

Einzelinterviews nach Geschlecht   

Mütter 10 8 

Väter 9 / 

nicht erwerbstätige Personen 6 / 

davon Mütter 5  

Familien mit Migrationshintergrund** 5 / 

Einzelpersonen in atypischer Beschäftigung  11 8 

Einzelpersonen in Vollzeit -Beschäftigung 5 / 

durchschnittliche Wochenarbeitszeit der  
erwerbsfähigen HH-Mitglieder 

20,8 23,7 

 
Nicht erwerbstätige       

 inkludiert        exkludiert 
 

durchschnittliche Wochenarbeitszeit  
der Mütter* 

15,2                  20,3 23,7 

durchschnittliche Wochenarbeitszeit  
der Väter* 

29,8                  32,5 / 

durchschnittliches HH-Erwerbseinkommen 1.080 Euro 828 Euro 

durchschnittliche ALG-II-Leistungen 795 Euro 355 Euro 
 
* Es werden die Wochenarbeitszeiten der nicht interviewten Partner(innen) mit einbezogen; die Auswertung erfolgte nach 

Angaben des interviewten Elternteils. 
 

** Mindestens ein Elternteil in der Familie weist einen Migrationshintergrund auf. 
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Die Anzahl der Kinder in den jeweiligen Haushalten 
variierte bei den Paaren von einem Kind bis zu vier 
Kinder. Bei den Alleinerziehenden war jeweils ein 
Kind im Haushalt zu versorgen. Mit Blick auf die 
Erwerbssituation lässt sich festhalten, dass ein großer 
Anteil der Familien einer atypischen Beschäftigung, 
vor allem in Form einer Teilzeiterwerbstätigkeit, 
nachging. Diese trat zudem in Kombination mit Zeit-
arbeit oder anderen Formen von Befristung auf.  
Eine reguläre Vollzeitbeschäftigung übten lediglich 
fünf Personen aus – dies sind zudem ausschließlich 
Väter. Insgesamt zeigte sich auch der durch andere 
Studien bekannte Geschlechterunterschied in der Wo-
chenarbeitszeit (u.a. Beckmann 2002; Bothfeld  
et al. 2005). So waren die Mütter mit deutlich geringe-
rem Stundenumfang tätig. Auffällig war auch der 
Unterschied in der Wochenarbeitszeit zwischen den 
alleinerziehenden Müttern und denen in Paar-
Haushalten: Durchschnittlich arbeiten die alleinerzie-
henden Mütter länger.  

Die bereits durch die statistische Darstellung zu den 
Erwerbseinkommen von Aufstocker-Familien bekann-
te hohe Zahl von Einverdienerhaushalten (siehe  
Kapitel 3) spiegelt sich auch im Sample dieser Studie 
wider. Jedoch waren auch weitere Erwerbsmuster, wie 
die Einkommenskombination aus Vollzeit- und Teil-

zeitbeschäftigung oder aber zwei Einkommen aus 
Teilzeit vorhanden. 

Bei der Auswertung der soziostrukturellen Angaben 
zeigte sich beim Blick auf das Schul- und Ausbil-
dungsniveau trotz einer angestrebten Heterogenität in 
Erwerbsform und Familientyp ein eher homogenes 
Bild: Die meisten der an der Studie beteiligten  
Erwachsenen wiesen ein mittleres bis hohes Schulab-
schlussniveau und ein ebenso hohes Ausbildungs-
niveau, von Berufs- bis Hochschulabschluss, auf. 

Im Jahr 2014 wurde ein erneuter Kontakt zum  
bestehenden Sample hergestellt. Der Großteil  
der Familien konnte erfolgreich für eine erneute Teil-
nahme gewonnen werden, sodass im Rahmen  
der erneuten Fragebogen-gestützte Erhebung insge-
samt 13 Familien, acht Partner-Bedarfsgemeinschaften 
mit Kindern und sechs Alleinerziehenden-
Bedarfsgemeinschaften, befragt werden konnten  
(vgl. Tabelle 2). In neun Bedarfsgemeinschaften war 
jeweils ein Kind zu versorgen. In drei Familien lebten 
drei Kinder und in einer Familie vier Kinder. 

 

 

Tabelle 2: Kurz-Überblick: Sample nach Familienform und Erwerbsmerkmalen 2014 

Merkmal  Paar-Haushalte Alleinerziehende 

Anzahl der Familien 8 5 

nicht erwerbstätige Personen 1 / 

davon Mütter 1  

Familien mit Migrationshintergrund** 2 / 

Einzelpersonen in atypischer Beschäftigung  8 5 

Einzelpersonen in Vollzeit -Beschäftigung 4 1 

*     Es werden die Wochenarbeitszeiten der nicht interviewten Partner(innen) mit einbezogen; die Auswertung er-
folgte nach Angaben des interviewten Elternteils. 

**    Mindestens ein Elternteil in der Familie weist einen Migrationshintergrund auf. 
 

Im nachfolgenden Kapitel wird die Gruppe der Aufstocker(innen) im Land Bremen anhand von deskriptiven Statis-
tiken der Bundesagentur für Arbeit näher beschrieben. 
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4     Aufstocker- Familien im Land  
Bremen 

Im Jahr 2013 waren im Land Bremen im Jahresdurch-
schnitt 65.771 erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
(eLb) zu verzeichnen. Dabei ist im Vergleich zu den 
Jahresdurchschnitten seit 2007 ein rückläufiger Trend 
zu beobachten. Das heißt, während im Jahr 2007 noch 
71.339 Personen im ALG-II-Leistungen bezogen, 

sank diese Anzahl bis in das Jahr 2013 auf den bis 
dato niedrigsten Wert. Für die erwerbstätigen Leis-
tungsbeziehenden – die Aufstocker(innen) – ist jedoch 
im gleichen Zeitraum eine gegenläufige Entwicklung 
zu beobachten: Zwischen 2007 und 2013 stieg die 
Zahl der Aufstocker(innen) um 20%. In Bremen zählte 
fast jede dritte Person der erwerbsfähigen Leistungs-
berechtigten als Aufstocker(innen) (vgl. Tabelle 3). 

 

 

Tabelle 3: Entwicklung der erwerbstätigen Arbeitslosengeld-II-Beziehenden im Land Bremen (Jahresdurchschnitte) 

  
 

Erwerbsfähige Leistungs-
berechtigte 

 
Erwerbstätige ALG-II-

Beziehende 

Anteil der erwerbstätigen 
ALG-II-Beziehenden an allen 
erwerbsfähigen Leistungsbe-

rechtigten (in %) 

2007 71.339  15.699  22 

2008 68.633  16.877  24,5 

2009 67.723  17.150  25,3 

2010 69.113  18.429  26,6 

2011 67.311  18.884  28 

2012 66.223  19.119  28,8 

2013 65.771 19.166 29,1 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II, Zeitreihe zu Strukturwer-
ten SGB II Bremen; eigene Darstellung 

Wird die Verteilung der Aufstocker(innen) nach dem 
Typ der Bedarfsgemeinschaft in den Blick genommen, 
so zeigt sich, dass in Bremen am seltensten Partner-
BG ohne Kinder auf aufstockende Transferleistungen 
angewiesen sind (14,2%). Fast doppelt so häufig be-
ziehen Partner-BG aufstockende Leistungen, wenn 
mindestens ein Kind zu versorgen ist (26,1%).  
Vergleicht man die Anteile von Single-BG (38,0%) 
und Alleinerziehenden-BG (17,8%), ist wiederum 
auffällig, dass Alleinerziehenden-BG trotz höheren 

Bedarfes seltener auf aufstockende Leistungen ange-
wiesen sind (Abb. 1). Dabei gilt zu berücksichtigen, 
dass Alleinerziehende oftmals weitere ergänzende 
Einkommen erhalten, wie etwa Unterhaltszahlungen, 
die den erhöhten Bedarf ausgleichen, oder aber keine 
eigenen Einkommen aufweisen können. 
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Abbildung 1: Aufstocker(innen) nach BG-Typen in 
Tausend in Bremen (Sept. 2013) 

 

Abbildung 2: Aufstocker-Familien nach Kinderanzahl in Bremen 
(Sept. 2013) 

 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung; eigene Darstellung  

 

Blickt man auf die Abbildung 2, in der die Verteilung 
von Aufstocker-Familien in Abhängigkeit von der 
Kinderanzahl aufgeschlüsselt ist, kann die These ent-
kräftet werden, dass insbesondere Familien mit stei-
gender Kinderanzahl auf aufstockende Transferzah-
lungen angewiesen sind. Unter den Alleinerziehenden-
BG als auch bei Partner-BG mit Kind(ern) bilden 
Familien mit drei Kindern und mehr den geringsten 
Anteil, während von dem größten Anteil ein Kind zu 
versorgen ist (in 38,7% der Partner-BG mit Kind und 
in 62,7% der Alleinerziehenden-BG). Eine Interpreta-
tion der Daten ist an dieser Stelle jedoch nur mit Vor-
sicht vorzunehmen, denn es vorstellbar, dass insbe-
sondere bei Alleinerziehenden-BG mit drei Kindern 
und mehr, aufgrund der alleinigen Sorgelast, die 
Wahrscheinlichkeit höher ist, dass die erwerbsfähige 
Person keiner Erwerbstätigkeit nachgeht. Dies kann 
mit den vorliegenden Daten nicht abgebildet werden.  

Es kann jedoch festgehalten werden, dass Partner-BG 
mit Kind(ern) gegenüber Partner-BG ohne Kinder 
häufiger aufstockende Leistungen beziehen und dass 
in über 60% der Partner-BG mit Kind(ern) ein bis 
zwei zu versorgende Kinder in der BG leben. Betrach-
tet man Alleinerziehenden-BG im aufstockenden 
Leistungsbezug, sind es in der Mehrheit Familien mit 
einem Kind. Nachfolgend werden mögliche Gründe 
für die Hilfebedürftigkeit näher betrachtet.  

Gründe für Bedürftigkeit 

In Bremen ist in einem Zeitraum von fünf Jahren die 
Zahl der abhängig Beschäftigten ALG-II-Beziehenden 
um 14% gestiegen. Bei den Selbstständigen hat sich 
hingegen die Zahl derer, die zusätzlich Mittel aus der 
Grundsicherung beziehen, im selben Zeitraum ver-
doppelt (vgl. Tabelle 4). Blickt man auf die Entwick-
lung der Anzahl der Selbstständigen in Bremen insge-
samt, so wird deutlich, dass dieser exponentielle An-
stieg nicht ausschließlich auf einen reinen Anstieg der 
Anzahl der Selbstständigen, sondern vielmehr auf eine 
neue Qualität dieser Erwerbsform zurückgeführt wer-
den kann. Seit den 1990er Jahren zeigt sich eine Ent-
wicklung, dass neben den traditionellen Formen der 
Selbstständigkeit (wie Kleingewerbetreibende, Mittel-
standsbetriebe, verkammerte Berufe) sogenannte 
„neue Selbstständige“ hinzutreten, welche „Klein-, 
Kleinst- oder Solo-Unternehmen ohne oder nur  
mit geringen Vermögenswerten [gründen]“ (Schulze 
Buschoff 2005, S. 67). Als wesentlicher Grund für die 
steigende Anzahl von Selbstständigen in der Grundsi-
cherung wird auf die geringe Einkommenshöhe  
von Solo-Selbstständigen verwiesen (vgl. Schulze-
Bischoff 2005). 
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Tabelle 4: Aufstocker(innen) nach Beschäftigungsform im Land Bremen (Jahresdurchschnitte) 

  

Erwerbstätige Arbeitslosengeld-II- Beziehende 

 
Abhängig Beschäftigte 

 
Selbstständige 

2007 14.787  973  

2008 15.682  1.282  

2009 15.772  1.485  

2010 16.831  1.725  

2011 17.165  1.860  

2012 17.188  2.092  

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Statistik der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II, 
 Zeitreihe zu Strukturwerten SGB II Bremen 2014 

 

Im Nachfolgenden soll die Gruppe der abhängig  
Beschäftigten näher betrachtet werden. Unter den 
ALG-II-Beziehenden in einer abhängigen Beschäfti-
gung kann zwischen Aufstocker(innen) in einer aus-
schließlich geringfügigen und denen in einer sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigung unterschieden 

werden. Um diese Gruppe näher aufzuschlüsseln und 
dabei Familien im Fokus zu behalten, werden in  
Abbildung 3 Beschäftigungsform und Beschäfti-
gungsart nach BG-Typen differenziert. 

 

Abbildung 3: Erwerbsbeteiligung von abhängig Beschäftigten Aufstocker(innen) nach BG-Typen in % (Sept. 2013) 

 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung; eigene Darstellung 

Aus den Informationen der Bundesagentur für Arbeit 
aus dem Jahr 2013 geht hervor, dass über die BG- 
Typen hinweg geringfügige Beschäftigungsverhältnis-
se dominieren. Sowohl bei Alleinerziehenden-BG als 

auch bei Partner-BG mit und ohne Kind(er) liegt der 
Anteil der geringfügigen Beschäftigten bei nahezu 
50%. In Single-BG ist der Anteil dieser Beschäfti-
gungsform mit 63% besonders hoch. Der hohe Anteil 
von geringfügigen Beschäftigten in Single-BG erklärt 
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sich über einen vergleichsweise geringen Bedarf 
gegenüber den anderen BG- Typen, was bei einer 
Ausdehnung des Arbeitsvolumens einen Ausstieg aus 
der Bedürftigkeit wahrscheinlich macht. Bei den in 
Vollzeit beschäftigten alleinstehenden Leistungsbe-
ziehenden (8,7%) kann angenommen werden, dass 
sich die Notwendigkeit zur Aufstockung aus niedrigen 
Stundenlöhnen ergibt. Mit der Einführung des Min-
destlohns von 8,50 € zum 01.01.2015 könnten für 
diese Gruppe Verbesserungen erwartet werden (siehe 
dazu auch Bruckmeier/Wiemers 2014).  

Im Fall von Alleinerziehenden-BG, in denen mindes-
tens ein Kind zu versorgen ist, ist die Ausübung  
einer Vollzeitbeschäftigung aufgrund der alleinigen 
Sorgeverantwortung vergleichsweise selten (10,7%). 
Dies wird bestätigt durch andere Studien, die hervor-
heben, dass  eine Vollzeitbeschäftigung bei Allein-
erziehenden nur in Betracht kommt, wenn eine ausrei-
chende Betreuungsinfrastruktur gegeben ist (Betzelt  
et al. 2010, S. 250). So zeigt sich bei den Alleinerzie-
henden eine deutliche Konzentration von Teilzeitbe-
schäftigten (ca. 40%) und geringfügig Beschäftigten 
(ca. 50%).  

In 24% der Partner-BG mit mindestens einem im 
Haushalt lebenden Kind wird eine sozialversiche-
rungspflichtige Vollzeitbeschäftigung ausgeübt. Aus 
den Daten der Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
geht zudem hervor, dass 69% der sozialversiche-

rungspflichtig Vollzeitbeschäftigten männlich sind, 
während Frauen in sozialversicherungspflichtigen 
Teilzeitbeschäftigungen mit 66% überrepräsentiert 
sind (Statistik der Bundesagentur für Arbeit,  
Dez. 2013, Sonderauswertung).  

Inwiefern diese Entwicklung bei den abhängig  
Beschäftigten ALG-II-Beziehenden in Zusammenhang 
mit der Tätigkeit in bestimmten Branchen steht, kann 
aus Abbildung 4 und 5 entnommen werden. In  
Abbildung 4 ist die Verteilung der erwerbstätigen 
ALG-II-Beziehenden in geringfügiger Beschäftigung 
nach Wirtschaftszweigen dargestellt. 

In nahezu allen Branchen ist mindestens ein  
Fünftel der geringfügig Beschäftigten – oder auch  
„Mini-Jobber“ – auf aufstockende Leistungen aus dem 
SGB II angewiesen. Die vergleichsweise ähnlichen 
Anteile der geringfügig Beschäftigten ALG-II-
Beziehenden in den jeweiligen Branchen weisen da-
rauf hin, dass die Ursache für Hilfebedürftigkeit weni-
ger an der jeweiligen Branche festzumachen ist, son-
dern vielmehr an der Beschäftigungsform. Die höchs-
ten Anteile mit über 30% finden sich absteigend im 
Baugewerbe, Verkehr und Lagerei, Land-, Forstwirt-
schaft und Fischerei, Gastgewerbe und Reinigungs-
dienste wieder. 

 

Abbildung 4: Anteil geringfügig Beschäftigter mit ALG-II-Bezug nach Wirtschaftszweigen im Land Bremen (Dez. 2013) 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung; eigene Darstellung 
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Betrachtet man hingegen die sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten ALG-II-Beziehenden in  
Bremen, treten strukturelle Unterschiede zwischen den 
Branchen deutlicher hervor: In Abbildung 2 ist sicht-

lich erkennbar, dass sozialversicherungspflichtig  
Beschäftigte im Reinigungsgewerbe überproportional 
von Hilfebedürftigkeit betroffen sind. 

 

Abbildung 5: Anteil sozialversicherungspflichtig Beschäftigter mit ALG-II-Bezug nach Wirtschaftszweigen im Land   
Bremen (Dez. 2013) 

 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung; eigene Darstellung 

Die Wirtschaftszweige mit dem höchsten Anteil von 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten mit aufsto-
ckenden Leistungsbezug weisen gleichzeitig einen 
großen Anteil von Vergütungsgruppen unter 8,50 € 
auf (Bispinck 2015). Im Reinigungsdienst ist jede(r) 
fünfte sozialversicherungspflichtig Beschäftigte(r) auf 
aufstockende Leistungen nach dem SGB II angewie-
sen, während dies nur auf 0,3% der Finanz- und Ver-
sicherungsbranche zutrifft. Mit einem Abstand von  
8 Prozentpunkten ist der zweitgrößte Anteil der so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten ALG-II-
Beziehenden im Gastgewerbe tätig. In der Arbeitneh-
merüberlassung beläuft sich dieser auf 10,5%. Ausge-
hend von einer Sonderauswertung der Entgeltstatistik 
der Bundesagentur für Arbeit hebt der Deutsche Ge-
werkschaftsbund die geringe Lohnhöhe von Arbeits-
kräften, die einem sozialversicherten Vollzeitjob in 
der Leiharbeit tätig sind, hervor: So stehen 10,5% 
dieser Gruppe ein Bruttoeinkommen von weniger als 
1.000 € zur Verfügung, und nur 19,1% verdienen 
mehr als 2.000 € (Adamy 2011). Ferner ist anzumer-
ken, dass die Wirtschaftszweige mit dem höchsten 
Anteil von sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
mit aufstockenden Leistungsbezug gleichzeitig einen 

großen Anteil von Vergütungsgruppen unter 8,50 € 
aufweisen (vgl. Bispinck 2015, S. 5). Inwiefern sich 
die in Abbildung 5 aufgeführten Anteile in Hinblick 
auf die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 
verändern bleibt abzuwarten.  

Es lässt sich somit festhalten, dass geringfügige Be-
schäftigungsverhältnisse die Abhängigkeit von aufsto-
ckenden Leistungen bedingt und daher als eine we-
sentliche Bedürftigkeitsursache herausgestellt werden 
muss. Wie jedoch der relativ hohe Anteil von nicht 
bedarfsdeckenden Vollzeitbeschäftigungen in Mehr-
personenhaushalten zeigt, ist auch eine Vollzeitstelle 
kein Garant für die Überwindung der Hilfebedürftig-
keit.  

Familien im aufstockenden Leistungsbezug 

Nachfolgend werden diejenigen BG-Typen näher 
beschrieben, in denen mindestens ein Kind zu versor-
gen ist. In Abbildung 6 sind abhängig Beschäftigte mit 
Einkommen aus Erwerbstätigkeit in Partner-BG mit 
Kind(ern) nach Geschlecht aufgeschlüsselt. 
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Abbildung 6: Erwerbstätige mit Einkommen aus einer abhängigen Beschäftigung in  
  Partner-BG mit Kind(ern) nach Geschlecht im Land Bremen (Nov. 2013) 

 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung; eigene Darstellung 

 

Im November 2013 erwirtschafteten insgesamt  
1.752 Personen in einer Partner-BG mit einem zu 
versorgenden Kind ein Einkommen aus einer abhän-
gigen Beschäftigung. Dies waren 1.087 Männer (62%) 
und 665 Frauen (38%). Somit erwirtschaften Frauen in 
Partner-BG seltener als Männer ein Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit. Der Anteil der erwerbstätigen  
Frauen sinkt zudem proportional mit der Kinderanzahl 
(von 38% mit einem Kind auf nur 28% in Partner-BG 

mit drei Kindern und mehr). Während mit Blick auf 
die Erwerbsteilhabe von Männern und Frauen in Part-
ner-BG mit Kindern sichtbar wurde, dass Männer 
häufiger als Frauen erwerbstätig sind, wird in Abbil-
dung 7 in einem weiteren Schritt die Erwerbsintegra-
tion von Frauen und Männern in Partner-BG in  
Abhängigkeit von der Kinderanzahl dargestellt. 

 

Abbildung 7: Höhe des Bruttoeinkommens aus abhängiger Erwerbstätigkeit von Männern und Frauen in  
Partner-BG  nach Kinderanzahl im Land Bremen (Nov. 2013)    

 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung; eigene Darstellung 
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Aus der Abbildung ist deutlich erkennbar, dass sowohl 
Männern als auch Frauen unabhängig von der Kinder-
anzahl mehrheitlich ein Einkommen von weniger als 
850 € erzielen, wobei insbesondere geringfügige Be-
schäftigungsverhältnisse dominieren. Der Anteil der 
Frauen, die weniger als 850 € verdienen, steigt von 
71,6% bei einem zu versorgenden Kind in der BG um 
10 Prozentpunkte an, wenn drei und mehr Kinder in 
der BG leben. Bei den männlichen Erwerbstätigen ist 
die Veränderung geringer ausgeprägt (61,7% zu 
65,8%). In Gegensatz dazu erzielt nur knapp jeder 
vierte Mann und nur jede zehnte Frau im aufstocken-
den Leistungsbezug zusätzlich ein Bruttoeinkommen 
von über 1.200 €. Diese deskriptive Aufschlüsselung 
von Einkommensgrößen legt den Schluss nahe, dass 
nicht allein der erhöhte Bedarf, der mit der Versor-
gung von Kindern in BG einhergeht, als Grund für die 
Bedürftigkeit angeführt werden kann, sondern auch 
Arbeitsumfang und Stundenlohn als erklärende Fakto-
ren für Bedürftigkeit herangezogen werden müssen.  

Darüber hinaus lassen sich aus Abbildung 7 Schlüsse 
ziehen, die eine geschlechtsspezifische Dimension der 
Aufstockungs-Situation sichtbar machen: Blickt man 
auf die Höhe des Bruttoeinkommens aus Erwerbstä-
tigkeit von Frauen, ist eine deutliche Veränderung in 
Abhängigkeit von der Kinderanzahl zu erkennen:  
Je mehr Kinder in der BG zu versorgen sind, desto 
geringer wird der Anteil der Frauen in den Einkom-
mensklassen, die über ein geringfügiges Beschäfti-
gungsverhältnis hinausgehen. Entsprechend steigt der 
Anteil von Frauen in einer geringfügigen Beschäfti-
gung von 50,4% mit einem Kind auf 67,6% an, wenn 
3 und mehr Kinder in der BG zu versorgen sind. Bei 
Männern ist auffällig, dass sich die Erwerbsteilhabe 

weniger stark in Abhängigkeit von der Kinderanzahl 
verändert. Die größte Veränderung zeigt sich bei 
einem Bruttoverdienst von mehr als 1.200 €: Während 
27,2% der Männer mehr als 1.200 € brutto in Partner-
BG mit einem Kind verdienen, sinkt der Anteil  
auf 22,2%, wenn drei Kinder und mehr in der BG 
leben. Die statistischen Ergebnisse lassen vermuten,  
dass es insbesondere Frauen sind, die ihren Erwerbs-
umfang zugunsten der Übernahme von Sorgearbeit 
einschränken. Die Beobachtung wird gestützt  
durch sozialwissenschaftliche Erkenntnisse, die für  
(West-)Deutschland das Leitbild eines modernisierten 
Ernährermodells (Leitner et al 2004, Träger 2009) 
attestieren, in dem der Mann weiterhin als Haupter-
nährer erwerbstätig ist und Frauen einen geringen 
Zuverdienst erzielen (Worthmann 2010, S. 102;  
Dingeldey und Berninger 2013). 

Während in Partner-BG mit Kind(ern) die Sorgever-
antwortung auf (mindestens) zwei Schultern aufgeteilt 
werden kann, tragen erwerbstätige Leistungsbeziehen-
de in Alleinerziehenden-BG die alleinige Sorgever-
antwortung, womit die Erwerbsteilhabe stark von der 
lokalen Kinderbetreuungsinfrastruktur sowie den 
Anforderungen des Berufes (vor allem mit Blick auf 
Arbeitszeiten und Mobilitätsanforderungen) abhängig 
ist. In Abbildung 8 ist die Höhe des Bruttoeinkom-
mens aus Erwerbstätigkeit von Alleinerziehenden-BG 
nach Kinderanzahl dargestellt. Die Abbildung ist  
vor dem Hintergrund zu betrachten, dass von den 
3.375 Allererziehenden-BG in Bremen 62,5% ein 
Kind und 8,5% der Alleinerziehenden-BG drei oder 
mehr Kinder zu versorgen haben (Stand 2013;  
vgl. Abbildung 3). 

Abbildung 8: Höhe des Bruttoeinkommens aus abhängiger Erwerbstätigkeit in Alleinerziehenden-BG  
 nach Kinderanzahl  (Nov. 2013) 

 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung; eigene Darstellung 
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Den geringsten Anteil machen stets diejenigen aus, die 
ein Bruttoeinkommen von über 1.200 € erzielen. Ins-
gesamt verdienen 74,7% der Leistungsbeziehenden in 
Alleinerziehenden-BG mit einem Kind weniger gleich 
850 €. Beträchtlich ist auch der Anteil der geringfügig 
Beschäftigten in Alleinerziehenden-BG mit mindes-
tens drei Kindern (71,3%).  

 

 

Langjährige Verweildauer im Leistungsbezug 

Bei der Beurteilung des Aufstocker(innen)-Phäno-
mens könnte als positiv beurteilt werden, dass aufsto-
ckende Erwerbstätige Arbeitsmarktnähe nachweisen, 
was Hoffnung auf ein Verlassen der Hilfebedürftigkeit 
machen könnte (Dietz et al. 2009, S. 2). Der erste 
Eindruck, der sich mit Blick auf Abbildung 9 zur 
Verweildauer differenziert nach BG-Typen ergibt, 
lässt hingegen diese Hoffnungen schwinden. 

Abbildung 9: Verweildauer im aufstockenden Leistungsbezug nach BG-Typen 

 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung; eigene Darstellung 

Für alle BG-Typen zeigt sich, dass knapp jede zweite 
BG vier Jahre und länger im Bezug verharrt. Bei Sin-
gle-BG sind es im Konkreten 45,97%, bei Allein-
erziehenden-BG der höchste Anteil mit 61,49%, 
50,13% bei Partner-BG ohne Kinder und 52,28% bei 
Partner-BG mit Kindern. Weniger als 8% nach jewei-
ligen BG-Typen verlässt den Bezug nach drei Mona-
ten. 

Zwischenfazit 

Der Anteil aufstockender Bedarfsgemeinschaften in 
Bremen steigt stetig an und mit ihm wächst der Anteil 
von Familien im Leistungsbezug. Die statistischen 
Daten zur Zusammensetzung der Aufstocker-Familien 
im Land Bremen gibt den Blick frei auf verschiedene 
Gründe für die Hilfebedürftigkeit trotz eines eigenen 
Einkommens: So wurde ein erhöhter Bedarf mit Kin-
dern aber vor allem die Problematik geringer Er-
werbseinkommen aus oftmals atypischer und meist 
geringfügiger Beschäftigung sichtbar. Verschärft wird 
die Situation durch branchenspezifische Lohnnachtei-
le. Auch Dingeldey, Sopp und Wagner (2012) weisen 

in ihrer Studie darauf hin, dass sich in der hohen  
Anzahl von geringfügig Beschäftigten die Funktion 
des ALG II als allgemein verfügbare Lohnsubvention 
widerspiegelt (vgl. Dingeldey et al. 2012, S. 38). Die-
se Subventionierung hat weitreichende Folgen: So 
spricht vieles dafür, dass ein niedriges Lohnniveau 
nicht ausschließlich auf die Beschäftigungsform zu-
rückzuführen ist, d. h. Personen nicht [ausschließlich] 
deswegen auf ergänzende Sozialleistungen angewie-
sen sind, weil sie geringe Stundenlöhne beziehen, 
sondern dass umgekehrt Arbeitgeber ihnen niedrige 
Stundenlöhne zahlen, weil ergänzende Sozialleistun-
gen verfügbar sind und der Effekt des niedrigen Stun-
denlohns auf das Gesamteinkommen daher gering 
bleibt (vgl. Knuth 2015, S. 63). Durch die ausgeprägte 
Erwerbszentrierung des „aktivierenden“ Arbeitsre-
gimes (Erläuterungen dazu in Kapitel 2) unterstützt 
das SGB II zusätzlich diese Praxis, indem vielfach 
Druck auf die Leistungsbeziehenden ausgeübt wird, 
eine Erwerbstätigkeit auch im Niedriglohnbereich 
aufzunehmen (Dingeldey et. al 2012, S. 38). Entgegen 
dem politischen Versprechen, dass geringfügige Be-
schäftigungsverhältnisse als Brücke in reguläre Be-
schäftigung fungieren, weisen vor allem die langen 
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Verweildauern der Aufstocker(innen) darauf hin, dass 
Minijobs eine Beendigung des Leistungsbezugs nicht 
maßgeblich fördern. 

Für Paar-Haushalte mit Kindern gilt zudem, dass die 
geringe Erwerbsintegration der Mütter oder vielfach 
ein gänzlich fehlendes zweites Erwerbseinkommen 
innerhalb der BG die Bedürftigkeit begründet. Auch 
wenn der Großteil der Familien in Deutschland sich 
trotz der geringeren Erwerbsintensität der Mütter 
existenzsichernd versorgen kann, zeigen doch gerade 
die Aufstocker-Familien, dass bei geringem Erwerbs-
einkommen des Partners/der Partnerin Transferzah-
lungen notwendig sind. Erneut weisen die vergleichs-
weise hohen Verweildauern darauf hin, dass eine 
Überwindung der Bedürftigkeit im Sinne des SGB II 
für diese Gruppe mit weitreichenden Hindernissen 
verbunden sein muss. Auf welche Erklärungszusam-
menhänge dies zurückzuführen ist, lässt eine rein 
statistische Darstellung entsprechend offen. Erkennt-
nisse einer an diese Lücke anschließenden qualitativen 
Studie werden in den folgenden Kapiteln dargestellt. 

5     Handlungsstrategien von  
 Aufstocker- Familien 

Mit dem Grundgedanken der aktivierenden Arbeits-
marktpolitik, Arbeitslosigkeit durch die Eingliederung 
des Einzelnen in das Erwerbsleben bekämpfen zu 
können und damit eine Alimentierung von Arbeitslo-
sigkeit entgegenzuwirken (Davilla 2010, S. 9), ging 
eine Betonung der Eigenverantwortlichkeit des/der 
Hilfebedürftigen einher. So formuliert § 1 des SGB II 
explizit, dass es die Aufgabe der Grundsicherung sei, 
„die Eigenverantwortung von erwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigten und Personen, die mit ihnen in einer 
Bedarfsgemeinschaft leben, stärken und dazu beitra-
gen, dass sie ihren Lebensunterhalt unabhängig von 
der Grundsicherung aus eigenen Mitteln und Kräften 
bestreiten können“. 

Der Ausstieg aus dem Leistungsbezug wird als primä-
res Ziel, welches der oder die Leistungsbeziehende 
möglichst eigenverantwortlich und eigenständig  
(„aus eigen Mitteln und Kräften“) verfolgen soll, for-
muliert. Dahinter verbirgt sich ebenfalls, dass die 
Leistungsbeziehenden verpflichtet sind, das Ziel des 
Ausstiegs aus der Hilfebedürftigkeit und die der ge-
samten Bedarfsgemeinschaft aktiv anzustreben. Damit 
wird unter dem Begriff der/des Hilfebedürftigen das 
Bild einer Person vermittelt, welche durchaus den 
Leistungsbezug verlassen könne, insofern diese Per-
son alle Mittel und Kräfte für das Erreichen des Ziels 
einsetzt.  

Daher stellt sich die Frage, inwiefern es Familien im 
Leistungsbezug tatsächlich möglich ist, aktiv und 
eigenständig ein Ende des Leistungsbezugs herbeizu-
führen, und inwiefern diese eigenständige Aktivität 

gleichzeitig auch einen Ausstieg garantieren kann. Um 
dies zu beantworten, gilt es die Strategien der Fami-
lien für einen Ausstieg aus der Bedürftigkeit in den 
Blick zu nehmen.  

In der Interviewstudie im Jahr 2012 wurde dazu  
zunächst analysiert, unter welchen Bedingungen eine 
aktive Ausstiegsstrategie entwickelt werden kann bzw. 
wie ein Fehlen einer solchen Strategie zu erklären ist. 
Mit einer erneuten Befragung im Jahr 2014 konnte 
daraufhin evaluiert werden, inwiefern diese Strategien 
für eine Überwindung des ALG-II-Leistungsbezug 
Erfolg versprechend waren. 

5.1     Typologie von Handlungsstrategien 

Zur Interpretation der Aussagen der Familien und 
damit der Systematisierung der Strategien wurden 
Vergleichsdimensionen herangezogen, die auf die 
Beantwortung der Forschungsfrage nach den verfolg-
ten Zielen bzw. der Zielrelevanz eines Ausstiegs aus 
der Bedürftigkeit abzielen. So erfolgten die Fallver-
gleiche anhand der Situationswahrnehmung, der Ziel-
orientierung, der damit zusammenhängenden Motiva-
tion und der konkreten Zielverfolgung. Im Ergebnis 
entstand eine Typologie von Handlungsstrategien, 
welche vier Handlungsstrategietypen beinhalten: den 
aktiv planenden, den statuskonservativen, den resigna-
tiven und den strategiesuchenden Typus. Eine Gegen-
überstellung der wesentlichen Charakteristiken diese 
Typen erfolgt durch Tabelle 5. Bezeichnend für die 
jeweiligen Typen ist die grundsätzliche Handlungs-
orientierung, die im Folgenden durch ausgewählte 
Interviewausschnitte beispielhaft dargestellt wird. 

Der aktiv planende Typus verdeutlicht, dass eine 
Handlungsaktivität vorliegt, die auf planbare Schritte 
zurückgeführt werden kann. So zeichnen sich Fami-
lien mit einer aktiven Ausstiegsstrategie durch eine 
nachvollziehbare Ausstiegsstrategie aus, die sowohl 
die Planung der Vereinbarkeit von Erwerbs- und  
Familienarbeit als auch konkrete Vorstellungen zum 
angestrebten Arbeitsverhältnis und Arbeitszeiten  
beinhaltet. Zudem ist eine hohe Flexibilität auch mit 
Blick auf eine Veränderung der Erwerbstätigkeit zu 
identifizieren. 

„Also für mich wäre optimal, wenn ich dreißig 
Stunden die Woche arbeiten könnte. Also fünf-
undzwanzig bis dreißig Stunden. Es gibt Arbeit-
geber, mit einem stehe ich zurzeit in Kontakt, der 
bietet einen fünfundzwanzig, dann würde man 
drei Tage in der Woche arbeiten. Diese Tage 
würden dann flexibel einsetzbar sein. Ich finde 
das auch eine gute Alternative. Weil dann kann 
man auch drauf zurückgehen, dass die Kleine 
dann zu ihren Großeltern geht.“  

Der statuskonservative Typus verdeutlicht, dass einige 
Familien keine Ausstiegsstrategie verfolgen, sondern 
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vielmehr eine Situationserhaltung anstreben. Bei die-
sen Familien kommt es zu einer Verschiebung der 
Zielrelevanz. Das heißt, die Zielsetzung eines Aus-
stiegs aus der Bedürftigkeit in der alltäglichen Hand-
lungszielsetzung wird oftmals ersetzt durch andere 
relevante Lebensziele (so zum Beispiel der Wunsch 
nach weiteren Kindern, der aktiven Nutzung von  
Familienzeiten, Konzentration auf persönlichkeitsent-
wickelnde Prozesse etc.). Ebenso verhindern festge-
legte innerfamiliäre Arrangements oder auch eine 
starke Identifikation mit dem bestehenden Arbeitsver-
hältnis die Entwicklung einer Ausstiegsstrategie.  
In diesem Zusammenhang wird daher von einer Erhal-
tungsstrategie ausgegangen, die eine Überwindung des 
Leistungsbezugs aus handlungstheoretischer Sicht 
kaum möglich macht. 

„Im Grunde genommen, man lebt mit dem, was 
man hat und guckt halt, dass man da irgendwie 
das Beste daraus macht und für die Zukunft, im 
Grunde genommen haben wir keine konkreten 
Pläne. Wir sagen zwar, es könnte ein bisschen 
mehr sein, mal gucken, was sich entwickelt, aber 
wir reiben uns dafür nicht auf oder äh, zerreißen 
jetzt die Familie deswegen.“ 

Die Bezeichnung des resignativen Typus beruht auf 
der Feststellung, dass vor allem das häufige Scheitern 
von Strategien zu einem Verlust der Handlungsaktivi-
tät beiträgt, welches dazu führt, dass kein konkretes 
Ziel verfolgt wird, und somit auch keine Handlungs-
schritte erfasst werden konnten. Diesem Typus kön-
nen Familien zugeordnet werden, die keine Ausstiegs-
strategie entwickeln, da sie selbst keine Ausstiegs-
wahrscheinlichkeit wahrnehmen. Obwohl eine große 
Unzufriedenheit mit der Situation des Aufstockens 
vorliegt, ist eine stark resignierte Grundhaltung zu 
verzeichnen. Krankheit und/oder familiäre Belastun-
gen schränken die Betroffenen stark in ihrer Aktivität 
ein. Anhand dieses Typus wird besonders deutlich, 
inwiefern dauerhaft fehlende Erfolgserlebnisse zur 
Resignation beitragen. 

„Wenn man da einmal drin ist, kommt man da 
auch nicht wieder raus und mein Weg ist im 
Prinzip schon vorgezeichnet. Also ich kann da-
von ausgehen, wenn ich irgendwann mal in Ren-
te gehe, ebenfalls auf Aufstockung angewiesen 
werde, ich habe eine minimale Rente, da kann 
kein Mensch von Leben, nie im Leben. Und, 
ähm, an meiner finanziellen Situation wird sich 
voraussichtlich bis an mein Lebensende nichts 
ändern.“  

Ergänzt werden müssen diese sich bisher deutlich 
voneinander zu unterscheidenden Strategietypen um 
einen weiteren Typus: der strategiesuchende Typus. 
Dieser verweist auf ein Fehlen einer konkreten Strate-

gie, obwohl eine Aktivität im Sinne einer Suche nach 
einer solchen Strategie vorliegt. Dieses Typus kann 
somit als Übergangstyp zwischen den aktiv Planenden 
und den Resignativen verstanden werden. Prinzipiell 
lässt sich bei den zugeordneten Familien eine Aktivi-
tät belegen, die jedoch durch keine nachvollziehbare 
Handlungsstrategie unterlegt ist.  

„So weiter machen und hoffen. Wenn das nicht 
klappt, ich denke mir, so noch ein Jahr versuche 
ich und dann muss ich zusehen, dass ich mich 
umschulen lasse. Ich weiß es nicht. Weil andere 
Möglichkeit sehe ich nicht. Vielleicht noch so ein 
kleine Spezialisierung. Ich weiß es nicht. Ich ha-
be ja auch schon praktisch alles, aber ich dach-
te, vielleicht noch so ein bisschen in Richtung 
Buchhaltung […] Ich habe keine Ahnung.“ 
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Tabelle 5: Kurzbeschreibung Handlungsstrategietypen 

Strategietyp Kurzbeschreibung/Charakteristiken 

aktiv planend 

Situationsbewertung: 
� starke Unzufriedenheit mit der Situation  
Zielorientierung:  
� Ausstieg aus der Bedürftigkeit als klares Handlungsziel  
Motivation/zielspezifische Ansprüche: 
� Unabhängigkeit (finanziell ohne ALG-II-Bezug) 
� Verbesserung der Einkommenslage 
Zielverfolgung: 
� konkrete zeitliche Dimension der Zielsetzung  
� konkrete Vereinbarkeitsstrategie  
� detaillierte Vorstellungen von Arbeitsverhältnis und gewünschter bzw. angestrebter 

Arbeitszeit  
� stimmige finanzielle Planung 
� Linked-Lives-Strategien vorhanden 

statuskonservativ 

Situationsbewertung: 
� relative Zufriedenheit mit der Situation 
� in mehreren Fällen ist Aufstockung ein bereits erreichtes Ziel nach einer Arbeitslo-

sigkeit 
Zielorientierung: 
� Ausstieg aus Bedürftigkeit nicht als Ziel formuliert 
Motivation/zielspezifische Erwartungen: 
� Erhaltung und Sicherung der (Einkommens-)Situation   
� mit Ausstieg konkurrierende Lebensziele 
Kennzeichen fehlender Ausstiegsorientierung: 
� Ausstieg aus der Bedürftigkeit kein vordergründiges Ziel  
� geregeltes Vereinbarkeitsarrangement und feste Rollen 
� aufgrund einer hohen Identifikation mit dem bestehenden Arbeitsverhältnis keine 

Flexibilität bei der Arbeitssuche  
� keine Flexibilität innerfamiliärer Arrangements  

resignativ 

Situationsbewertung: 
� starke Unzufriedenheit  
� Vielzahl von gescheiterten Strategien 
Zielorientierung: 
� kein Ausstiegsziel, da keine Ausstiegswahrscheinlichkeit gesehen wird 
Motivation/zielspezifische Erwartungen: 
� keine Erwartung und Motivation, da bereits resigniert 
Kennzeichen fehlender Ausstiegsorientierung: 
� durch Krankheit und familiäre Belastungen eingeschränkt 
� resignierte Grundhaltung 

strategiesuchend 

Situationsbewertung: 
� starke Unzufriedenheit 
� entweder neue Situation oder bereits lange während, dann bereits Vielzahl geschei-

terter Strategien 
Zielorientierung: 
� Ausstieg aus der Bedürftigkeit als klares Handlungsziel  
Motivation/zielspezifische Ansprüche: 
� Unabhängigkeit (finanziell ohne ALG-II-Bezug) 
Zielverfolgung: 
� unklare Vorstellungen zu notwendigen Bedingungen  
� keine zeitlichen Zieldimensionen 
Linked-Lives-Strategien bleiben unberücksichtigt  
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5.2     Zentrale Handlungsfelder und deren 
Zusammenspiel 

In weiteren Analysen wurde deutlich, dass strukturelle 
Bedingungen wie Einkommen, Qualifikation oder 
Alter der Kinder keine direkte Erklärung für die unter-
schiedlichen Strategien bieten. Das heißt auch, ob eine 
aktive Ausstiegsstrategie entwickelt und verfolgt wird, 
kann nicht grundsätzlich an einzelnen Bedingungen 
festgemacht werden. Vielmehr zeigte sich, dass die 
jeweiligen Strategien durch das Zusammenspiel ein-
zelner Handlungsfelder zu erklären sind. Anhand der 
Analyse der Handlungsentscheidungen der Familien 
in vier Handlungsfeldern – innerfamiliäre Entschei-
dungen, Erwerbsarbeit, Nutzung des Rechtskontextes 
sowie Gestaltung der Arbeitsmarktchancen – konnten 
individuelle Wahrnehmungen mit Kontextfaktoren in 
Verbindung gesetzt werden.  

Im Rahmen der einzelnen Handlungsfelder wurde 
jeweils den Fragen nachgegangen, wie äußere  
Rahmenbedingungen wahrgenommen werden, welche 
Auswirkungen diese Wahrnehmungen auf die  
Deutungen der Handlungsmöglichkeiten haben und 
welche Handlungskonsequenzen sich daraus ergeben. 

So wurden im Handlungsfeld innerfamiliäre Entschei-
dungen innerfamiliäre Normen und Werte, z. B.  
die Einstellungen zu Müttererwerbstätigkeit und  
Kinderbetreuung, die Aushandlung und Gestaltung 
innerfamiliärer Rollen sowie das Arrangement der 
Vereinbarkeitssituation betrachtet und in ihrer Aus-
wirkung auf die Ausstiegs- oder Erhaltungsstrategie, 
bzw. auch der fehlenden Strategie beim resignativen 
Typ analysiert. 

Innerhalb des Handlungsfeldes Erwerbsarbeit wurden 
zunächst Erwerbsform und Einkommen erfasst, aber 
auch die Wahrnehmung von Hindernissen und Risiken 
für einen Arbeitsplatzwechsel sowie die Bedeutung 
der Erwerbsarbeit für die Aufstocker-Familien und der 
jeweilige Umgang mit der Erwerbssituation analysiert.  

Das Handlungsfeld Nutzung des Rechtskontextes 
beinhaltet die Wahrnehmungen der Bedürftigkeits-
situation, den individuellen Informationsgrad zum 
Rechtskontext, die Erfahrungen mit und die Gestal-
tung im Umgang mit dem Jobcenter sowie die  
Nutzung von Angeboten des SGB II und möglicher 
anderer Rechtskontexte. Somit umfasst dieses Hand-
lungsfeld letztendlich zwei wesentliche Analysedi-
mensionen: die Interaktion mit dem Jobcenter und die 
generelle Nutzung von Angeboten und Rechten inner-
halb des Rechtskontextes.  

Unter dem Handlungsfeld der Gestaltung der 
Arbeitsmarktchancen werden subjektive Wahrneh-
mungen, berufsbiografische Dynamiken sowie die 
Einstellungen zu Weiterbildungen, Umschulungen 
und Orientierungen zur möglichen Verbesserung indi-
vidueller Arbeitsmarktchancen erfasst. 

Im Ergebnis zeigte sich, dass für eine aktive Aus-
stiegsstrategie sowohl eine Dynamik in den einzelnen 
Handlungsfeldern stattfinden muss als auch, dass die 
Handlungsfelder aufeinander abgestimmt werden 
müssen (siehe Modell dynamischer Handlungsfelder, 
Abb.10). So ist es für eine Veränderung im Hand-
lungsfeld Erwerbsarbeit bspw. für einen Stellenwech-
sel notwendig die Betreuungssituation der Kinder 
anzupassen, oder aber für einen Stellenwechsel  
ist zuvor eine Qualifizierung, d. h. eine konkrete  
Gestaltung der Arbeitsmarktchancen notwendig.  
Anhand der Analyse solcher Entscheidungen und 
Planungen konnte erklärt werden, warum und unter 
welchen Bedingungen eine solche Dynamik bei eini-
gen Familien möglich war und bei anderen nicht. 

Im Ergebnis zeigte sich, dass für eine aktive Aus-
stiegsstrategie sowohl eine Dynamik in den einzelnen 
Handlungsfeldern stattfinden muss als auch, dass die 
Handlungsfelder aufeinander abgestimmt werden 
müssen (siehe Modell dynamischer Handlungsfelder, 
Abb.10). 

Abbildung 10: Modell dynamischer Handlungsfelder 

So ist es für eine Veränderung im Handlungsfeld  
Erwerbsarbeit bspw. für einen Stellenwechsel not-
wendig die Betreuungssituation der Kinder anzupas-
sen, oder aber für einen Stellenwechsel ist zuvor eine 
Qualifizierung, d. h. eine konkrete Gestaltung der 
Arbeitsmarktchancen notwendig. Anhand der Analyse 
solcher Entscheidungen und Planungen konnte erklärt 
werden, warum und unter welchen Bedingungen eine 
solche Dynamik bei einigen Familien möglich war 
und bei anderen nicht.  

Zusammenfassend war es vor allem das Spannungs-
verhältnis zwischen dem Handlungsfeld zur Nutzung 
des Rechtskontextes und dem Handlungsfeld innerfa-
miliärer Entscheidungen, welches als Kernerkenntnis 
der Studie hervorgehoben werden muss: So stehen vor 
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allem die innerfamiliären Entscheidungen zur Auftei-
lung von Erwerbs- und Familienarbeit im Wider-
spruch zu den Erwerbs- und Flexibilitätsanforderun-
gen des SGB II. Bei den Strategietypen, die nicht 
unmittelbar einen Ausstieg aus der Bedürftigkeit an-
streben, waren fest verankerte Vorstellungen im Hand-
lungsfeld innerfamiliäre Entscheidungen ursächlich 
für eine fehlende Dynamik der anderen Handlungsfel-
der. Während für die aktiv Planenden eine Verände-
rung und Anpassung des Familienmodells und des 
Vereinbarkeitsarrangements identifiziert werden konn-
te, ist für die anderen Typen deutlich geworden, dass 
sowohl das Familien-Erwerbsmodell als auch das 
damit verbundene Vereinbarkeitsarrangement nicht 
zur Disposition gestellt wird.  

Der Rechtskontext wirkte – vor allem hinsichtlich der 
Leistungsberechnung – zwar durchaus als alltäglicher 
Handlungsrahmen, jedoch wurde außerhalb dessen der 
Rechtskontext von den Familien keines Typus tatsäch-
lich als Unterstützung wahrgenommen. Mit Blick auf 
die Auswirkungen auf die Handlungsstrategien von 
Aufstocker-Familien ist zudem deutlich geworden, 
dass entweder durch einen konfliktbesetzten Umgang 
mit dem Jobcenter sogar eine Veränderung in einzel-
nen Handlungsfeldern erschwert wird oder aber die 
Nutzung von Angeboten des Rechtskontexts keine 
unmittelbaren Auswirkungen auf eine Veränderung 
der Situation nach sich ziehen. Als Folge dessen wur-
de die Nutzung der Angebote des SGB II von den 
Familien kaum in eine Strategie eingebunden. 

Im Handlungsfeld Erwerbsarbeit war eine aktive Stra-
tegie mit konkreten Vorstellungen zu Arbeitszeit, 
Arbeitsverhältnis und gewünschter Veränderung die-
ser Merkmale verbunden.  Eine starke Identifikation 
mit dem bestehenden Arbeitsverhältnis und das wahr-
genommene Risiko einer erneuten Arbeitslosigkeit 
verhindern dagegen Veränderungsdynamiken und 
tragen damit zu einer Erhaltung der Aufstockungs-
situation bei. 

Im Handlungsfeld zur Gestaltung der Arbeitsmarkt-
chancen wurde besonders deutlich, dass Aufstocker-
Familien in dreifacher Weise als benachteiligt be-
zeichnet werden können: Erstens sind die zeitlichen 
Ressourcen für Weiterbildungen oder Umschulungen 
neben der bestehenden Erwerbstätigkeit bei Familien 
prinzipiell begrenzt. Zweitens fehlen die finanziellen 
Ressourcen für eine individuelle Humankapitalinvesti-
tion. Und drittens sind sie oftmals in befristeten 
und/oder geringfügigen Beschäftigungen tätig, die der 
Logik der Humankapitaltheorie folgend auch keine 
Investition seitens des Arbeitgebers erwarten lassen. 
Die einzige Handlungsmöglichkeit besteht oftmals in 
der Nutzung der Angebote des Jobcenters, welche in 
der Wahrnehmung der Familien oftmals nicht dem 
individuellen Anspruch genügen oder aber die ge-
wünschten Qualifizierungen nicht bewilligt werden. 

Wird die Frage gestellt, inwiefern ein Ausstieg in 
Sicht ist, können anhand der Erkenntnisse der Befra-
gungen im Jahr 2012 und mit der Systematik der Stra-
tegietypen lediglich Erwartungen aufgestellt werden. 
So ist ein Ausstieg aus dem ALG-II-Bezug entspre-
chend der Charakteristiken der Strategietypen vor 
allem für die aktiv Planenden zu erwarten, während 
für Familien des statuskonservativen Typus aufgrund 
der nachweisbaren Erhaltungsstrategie ein Ausstieg 
eher unwahrscheinlich ist. Beim Übergangstypus der 
Strategiesuchenden dagegen ist eine Einschätzung, 
inwiefern ein Ausstieg erreicht werden könnte, noch 
unklar. Deutlich wurde jedoch, dass unter veränderten 
Handlungsentscheidungen sowohl eine aktiv planende 
Strategie entstehen könnte, als auch durch womöglich 
erneutes Scheitern eine Resignation eintreten könnte. 
Bei den Familien des resignativen Typus zeigte die 
Momentaufnahme eine stark resignierte Grundhal-
tung, die zumindest mit diesem Kenntnisstand keinen 
Ausstieg erwarten lässt. 

5.3     Resultate und Veränderungen von 
Strategien 

Die Neubefragung nach zwei Jahren diente der Über-
prüfung der mit den Strategietypen einhergehenden 
Erwartungen. Quasi als Resultat der Strategien sollte 
demnach überprüft werden, ob es den Familien gelun-
gen ist, über den Zeitraum von zwei Jahren den Leis-
tungsbezug zu verlassen. Da sich in einem Zeitraum 
von zwei Jahren durchaus grundlegende Rahmenbe-
dingungen verändern können, war es zu erwarten, dass 
es in einigen Fällen sowohl zu einer Verschiebung der 
Zielsetzung als auch zu einer Modifikation der jewei-
ligen Strategien gekommen sein könnte. So galt es 
herauszustellen, unter welchen Bedingungen eine im 
Jahr 2012 dem statuskonservativen Typus zugeordnete 
Familie womöglich im Jahr 2014 dennoch ein Aus-
stieg gelungen ist, oder aber auch woran Familien mit 
einer vormals aktiv planenden Strategie womöglich 
gescheitert sind. 

Unter Berücksichtigung der vier Handlungsstrategie-
typen zeigte sich, dass unter jenen Familien, die den 
Leistungsbezug beendeten, alle Strategietypen vertre-
ten waren.  

Die Familien des aktiv planenden Typus haben die 
bereits im Jahr 2012 geplante Strategie verfolgt. Dabei 
wurde der Berufseinstieg der Mutter umgesetzt und 
durch Flexibilität innerfamiliärer Aufteilung unter-
stützt, oder es kam zu Veränderung der Beschäfti-
gungsform – d. h. einem Wechsel von einer Selbst-
ständigkeit zu einem Angestelltenverhältnis mit  
gesichertem Einkommen. Ebenso wurden Strategien 
der Qualifizierung verfolgt und mit einem höheren 
Einkommen belohnt. Alle erneut befragten Familien 
dieses Typus gelang ein Ausstieg aus der Bedürftig-
keit. 
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Eine Ausnahme zeigte sich lediglich bei einer allein-
erziehenden Mutter, die sich im Jahr 2012 noch in 
einer neuen Berufsausbildung befand, welche  
sie langfristig dazu befähigt, eine besser bezahlte 
Anstellung zu bekommen, um somit den Leistungsbe-
zug beenden zu können. In diesem Fall ist zwar ein 
Ausstieg aus der Bedürftigkeit noch nicht erreicht, 
aber eine aktive Strategie wird verfolgt. 

Ebenfalls wurde ein Ausstieg bei den Strategiesu-
chenden erwartet, insofern es zu einer Entscheidung 
zugunsten der Dynamik im Handlungsfeld Erwerbs-
arbeit oder im Rahmen der innerfamiliären Entschei-
dungen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie ge-
kommen ist. Tatsächlich war auch der berufliche  
Wiedereinstieg der Mutter ein entscheidender Erfolgs-
faktor – noch zwei Jahre zuvor hatte sich dies als 
problematisch dargestellt und die Bedürftigkeit  
begründet. Förderlich für einen Ausstieg war dabei 
das Entgegenkommen des Arbeitgebers, um die  
Elternzeit früher als geplant beenden zu können,  
und die Möglichkeiten eine außerhäusliche Kinderbe-
treuung zu nutzen.  

Auch der Blick auf Familien des statuskonservativen 
Strategietypus war insofern von Interesse, als dass 
diese ebenfalls einen Ausstieg aus der Bedürftigkeit 
nicht erwarten ließen. Dennoch ist es Familien dieses 
Typs durchaus gelungen, den Leistungsbezug zu  
beenden. Auch bei diesen Familien war auffällig, dass 
es der berufliche Wiedereinstieg der Mutter war, der 
für einen Ausstieg ausschlaggebend war. Vor allem 
mit dem Älterwerden der Kinder entstanden neue 
Handlungsspielräume, sodass bspw. eine Betreuung 
des Kindes in einem Kindergarten die Ausweitung des 
Arbeitsvolumens ermöglichte. 

Während sich bei denjenigen Familien, denen ein 
Ausstieg gelungen ist, Veränderungen in den einzel-
nen Handlungsfeldern ergeben haben und neue  
Dynamiken entstanden sind, konnte dies bei den ver-
bleibenden Familien nicht nachgewiesen werden. 
Auffällig war vor allem bei Familien des resignativen 
Typus, dass die Handlungsbedingungen und die damit 
verbundene Orientierungslosigkeit sich als dieselben 
wie bereits zwei Jahre zuvor darstellten. Das heißt, 
dass es im Zeitverlauf zu keiner Veränderung in den 
Handlungsfeldern gekommen ist, und auch im Jahr 
2012 die resignative Grundhaltung gegenüber der 
Realisierung eines Ausstiegs weiterhin festzustellen 
war.  

Bei Familien des statuskonservativen Typs, welche 
sich auch zwei Jahre später im Leistungsbezug befan-
den, waren es nach wie vor die Wahrnehmung von 
Negativanreizen, die ein Fortbestehen der Erhaltungs-
strategie begründeten, wie zum Beispiel höhere Kin-
derbetreuungskosten oder dem Wegfall der Übernah-
me der Krankenversicherung. Die Investitionen in eine 
Ausstiegsstrategie standen zudem in einigen Fällen in 
Konkurrenz zu anderen familiären Zielen. So wurde 

ein erneuter Kinderwunsch, vor allem in Verbindung 
mit eher traditionellen Vorstellungen zur Arbeitstei-
lung, als Widerspruch zu einer möglichen Ausweitung 
der Erwerbstätigkeit der Mutter wahrgenommen. 

Dennoch kann nicht ausschließlich die Zielrelevanz, 
also wie vordergründig ein Ausstieg verfolgt wird, als 
Erklärung herangezogen werden. Vielmehr lassen sich 
einzelfallbezogene Hindernisse vor allem in Bezug auf 
eine Veränderung der Erwerbstätigkeit herausstellen. 
So war es vor allem für Beschäftigte im Bereich der 
sozialen Dienstleistungen – in dieser Studie vor allem 
auffällig in der Pflegebranche – nicht möglich das 
Arbeitsvolumen zu erhöhen. Auch waren diese Perso-
nen über Jahre hinweg vergeblich auf der Suche nach 
Stellenangeboten, die eine Erhöhung des Arbeitsvo-
lumens oder des Entgelts beinhalten würden, weshalb 
sie nach wie vor Beschäftigungen in Teilzeit ausübten. 

Aktive und eigenständige Strategien als Aus-
stiegsgarant? 

Wie bereits einleitend erläutert, zielt das SGB II auf 
die Stärkung der Eigenverantwortung der hilfebedürf-
tigen Personen ab, sodass diese aus eigenen Kräften 
einen Ausstieg aus der Bedürftigkeit erreichen  
können. Die Begleitung von Aufstocker-Familien über 
zwei Jahre hinweg hat gezeigt, dass Dynamiken in 
einzelnen Handlungsfeldern und die Berücksichtigung 
von Wechselwirkungen der Handlungsfelder eine 
Situationsveränderung erzeugen und somit den Leis-
tungsbezug beenden konnten. Deutlich wurde auch, 
dass die verfolgten Strategien nicht unbedingt von 
kurzfristiger Natur sind, sondern, insofern sie zu 
einem nachhaltigen Ausstieg führen sollen, einer  
längeren Planung, Umsetzung und auch Unterstützung 
bedürfen. 

Vor allem ein Blick auf das komplexe Zusammenspiel 
verschiedener Handlungsfelder erklärt, warum eine 
aktive Ausstiegsstrategie nicht von jeder Familie ent-
wickelt bzw. verfolgt werden kann. So stehen vor 
allem innerfamiliäre Rahmenbedingungen und  
Einstellungen zu Kinderbetreuung und Ausgestaltung 
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie im Wider-
spruch zu den hohen Flexibilitätsanforderungen, die 
eine aktive und geplante Ausstiegsstrategie mit sich 
bringt. Ebenso kann die bereits bestehende Integration 
in den Arbeitsmarkt zu einer Verfestigung des  
Leistungsbezugs beitragen. Dies ist immer dann der 
Fall, wenn seitens des Arbeitsmarktes keine weiteren 
Handlungsoptionen bestehen, das Risiko einer erneu-
ten Arbeitslosigkeit eine Veränderung hemmt und vor 
allem wenn Arbeitsmarktchancen individuell, bspw. 
im Rahmen von Weiterqualifizierungen, nicht verbes-
sert werden können. Letzteres lässt sich vor allem auf 
fehlende zeitliche und finanzielle Ressourcen zurück-
führen. 
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Die Evaluation der Strategietypen nach zwei Jahren 
verdeutlichte jedoch gleichsam deren Modifikations-
charakter. Vor allem anhand der Familien des vormals 
statuskonservativen Typus ist deutlich geworden, dass 
veränderte Rahmenbedingungen, sei es das Alter der 
Kinder oder ein unverhofftes Jobangebot, auch neue 
Handlungsmöglichkeiten eröffnen. Somit ist die Ursa-
che für einen langen Leistungsbezug weniger mit der 
Frage nach Motivation und Ausstiegswillen verbun-
den, sondern mit fehlenden Hilfen und Spielräumen, 
die jedoch notwendig sind, um den Familien zu er-
möglichen, selbst eine aktive Ausstiegsstrategie zu 
entwickeln.  

Im Zusammenhang mit dieser Erkenntnis ist es umso 
erstaunlicher, dass, unabhängig der Transferzahlun-
gen, der Rechtskontext des SGB II und vor allem die 
Förderung des Jobcenters eine untergeordnete Rolle 
spielten. Der Großteil der Familien, denen ein Aus-
stieg gelungen ist, gab an, keine Hilfen des Jobcenters, 
wie Beratungsleistungen oder Umschulungen, angebo-
ten bekommen zu haben. Auch denjenigen Familien, 
die sich noch im Leistungsbezug befanden, bestanden 
seitens des Jobcenters keine Angebote oder aber die 
bestehenden Unterstützungsleistungen trugen nicht zu 
einer Veränderung in den Handlungsfeldern. 

Wie dies zu erklären ist und welche Folgen damit 
verbunden sind, wird im folgenden Kapitel beleuchtet. 

6     Aufstocker(innen) in der Grau-
zone der Arbeitsvermittlung 

Die empirischen Ergebnisse des vorangegangenen 
Kapitels deuten auf einen paradoxen Befund hin: 
Denn für die Mehrheit der interviewten Aufstocker-
Familien hat sich ergeben, dass für einen gelungenen 
Ausstieg die Unterstützungsleistungen des Jobcenters 
irrelevant sind. Dies erscheint gerade dahin gehend 
widersprüchlich, als dass der Gesetzgeber mit  
der Einrichtung von Jobcentern die Intention verfolg-
te, durch einen ganzheitlichen Service und  
einer verbesserten Dienstleistungserbringung, eine 
schnellere Vermittlung und Überwindung der Hilfe-
bedürftigkeit zu gewährleisten (Ludwig-Mayerhofer  
et al. 2009).  

Im folgenden Kapitel soll daran anschließend das 
Fehlen der erwarteten Hilfestellung der Jobcenter 
erklärt werden. Es wird argumentiert, dass für die 
Beendigung des aufstockenden Leistungsbezugs eine 
individuelle Beratung gefragt ist, die an den konkreten 
Bedarfslagen von Aufstocker-Familien anknüpft und 
eine ausstiegs- und bedarfsorientierte Unterstützung 
im Beratungsprozess verspricht. Anhand eines  
Fallbeispiels wird exemplarisch für die Familien, die 
zum Zeitpunkt der zweiten Befragung im Jahr 2014 
weiterhin auf aufstockende Leistungen angewiesen 
waren, die Rolle des Jobcenters reflektiert. Dabei wird 

gezeigt, dass im Beratungsgespräch die Bedarfslage 
von Aufstocker-Familien nur begrenzt thematisiert 
wird und keine Unterstützungsleistungen Anwendung 
fanden, die langfristig einen Ausstieg aus der Bedürf-
tigkeit hätten herbeiführen können. Datengrundlage 
bilden Einzelinterviews mit den Familien, in denen sie 
nach ihrer Kontaktdichte zum Jobcenter, nach dem 
Einsatz von arbeitsmarktpolitischen Förderinstrumen-
ten sowie der Unterstützung bei der Arbeitssuche 
durch den/die persönliche/n Ansprechpartner(innen) 
(pAp) befragt wurden. Zusätzlich wurden Gespräche 
mit Mitarbeitenden im Jobcenter geführt und Sekun-
däranalysen durchgeführt. 

In einem zweiten Teil steht die Diskussion von institu-
tionellen Einflussgrößen im Fokus, um zu verdeutli-
chen, weshalb Unterstützungsleistungen des Jobcen-
ters in der Regel nicht auf die Bedarfslagen von  
Aufstocker(innen) ausgerichtet sind. Dabei stehen die 
Integrationsquote, die Standardisierung von Bera-
tungsprozessen und die Betreuung der Bedarfsge-
meinschaften im Zentrum der Analyse. 

6.1     Aufstocker(innen) als Adressat(innen) 
der Arbeitsvermittlung – empirische 
Befunde 

Anhand von Familie Kutscher wird exemplarisch die 
spezifische Bedarfslage von Aufstocker-Familien 
charakterisiert. Es kann gezeigt werden, dass die  
arbeitsmarktstrukturellen Probleme von Herrn  
Kutscher und die berufliche Orientierungslosigkeit 
von Frau Kutscher, in Verbindung mit einer festen 
Vereinbarkeitsvorstellung, wesentliche Bedürftig-
keitsursachen darstellen, die den Bedürftigkeitsstatus 
bedingen und gleichzeitig Anknüpfungspunkt für 
mögliche Unterstützungsleistungen des Jobcenters 
darstellen könnten.  

Bei Familie Kutscher handelt es sich um eine Partner-
BG mit einem Kind (geb. 2008). Nachdem Frau  
Kutscher (geb. 1981) nach der Ausbildung zur Maler 
und Lackiererin nicht von ihrem Ausbildungsbetrieb 
übernommen wurde, fand sie eine Anstellung als Kü-
chenhilfe, die sie aber noch während ihrer Elternzeit 
aufgrund der Insolvenz des Arbeitgebers verlor. Als 
ihr Kind drei Jahre alt wurde, nahm Frau Kutscher 
eine geringfügige Beschäftigung als Raumpflegerin 
mit 7,5 Wochenstunden auf. Seit Januar 2014 ist die-
ser Vertrag entfristet. Herr Kutscher (geb. 1979) hat 
seine Ausbildung als Maler und Lackierer nicht been-
den können und war nach seiner Ausbildungszeit als 
Küchenhilfskraft in Großkantinen in Vollzeit tätig. 
Nach einem Unfall mit darauf folgender längerer 
Arbeitsunfähigkeit ließ sich Herr Kutscher zum  
Pflegehelfer umschulen. Seit 2012 ist er in einem 
Altenpflegeheim in Teilzeit tätig. In den folgenden 
zwei Jahren wurde sein Arbeitszeitvolumen auf 22,5 
Wochenstunden ausgeweitet und sein Arbeitsvertrag 
entfristet. 
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Bei Herrn Kutscher wird im besonderen Maße eine 
Verunsicherung hinsichtlich seiner Möglichkeiten der 
weiteren beruflichen Entwicklung deutlich. Im Inter-
view 2014 beschreibt Herr Kutscher, dass er keine 
realistische Aussicht auf eine weitere Stundenerhö-
hung bei seinem jetzigen Arbeitgeber hat. Dies hat den 
Hintergrund, dass eine Anstellung als Betreuungskraft 
nach § 87b SGB XI in der Regel nur als Teilzeitstelle 
ausgeschrieben wird. Andere Handlungsalternativen, 
als weiterhin Bewerbungen zu schreiben, werden von 
Herrn Kutscher im Interview nicht benannt. Auch für 
die pAp im Jobcenter scheint der Nachweis der akti-
ven Suchbemühung, des Bewerbungen-Schreibens, 
ausreichend und zieht keine weiteren Handlungsschrit-
te nach sich. Dies erweckt den Anschein, dass die 
Vermittlungsfachkraft vorerst mit dem Ergebnis der 
Integration zufrieden ist, so dass keine weiteren Maß-
nahmen, die die Ausstiegschancen erhöhen würden, 
anvisiert und im Beratungsprozess Anwendung  
finden. Im nachfolgenden Interviewausschnitt wird 
der Kontakt zum Jobcenter von Herrn Kutscher ein-
leuchtend beschrieben:  

"Ich sage mal, die Termine, die ich hatte, waren 
immer nur dasselbe. Man hat immer nur gesagt, 
Bewerbungen laufen und wenn sich was ändert, 
melde ich mich. Wie gesagt, sie selber hat ja 
auch geguckt und nichts gefunden und von da-
her, ja, es bringt ja nichts, ich muss selber was 
finden und es bringt ja nichts, wenn ich mich da 
hinsetze und jedes Mal wieder sage, ja alles 
beim Alten, also, es muss einfach so weiterge-
hen. Ich muss Bewerbungen schreiben, gucken, 
und hoffen, dass ich was finde mit mehr Stun-
den." 

Nach seiner Beschreibung befindet sich Herr Kutscher 
in einer zwiespältigen Situation: Einerseits ist es seine 
Aufgabe, wie in der Eingliederungsvereinbarung fest-
geschrieben, sich auf Stellen zu bewerben, die einen 
Hilfebezug verringern bzw. beenden könnten. Ande-
rerseits stößt er mit seiner Qualifikation auf arbeits-
marktstrukturelle Grenzen, denn seine Aussichten auf 
eine Anstellung als Betreuungskraft/Alltagsbegleiter 
mit einem wesentlich höheren Arbeitszeitvolumen 
sind eher gering. Der kurze Interviewausschnitt ver-
deutlicht, dass die vom Jobcenter angebotene Unter-
stützungsleistung – in Form der Abmachung, weiter-
hin Bewerbungen zu schreiben – nicht zielführend für 
eine Verringerung des Leistungsbezugs sein kann, 
solange sie eine Veränderung des Status quo der 
Arbeitsmarktposition von Herrn Kutscher nicht beför-
dert. Es ist fraglich, warum in den Beratungsgesprä-
chen, laut Herrn Kutscher, nicht einmal Fördermög-
lichkeiten thematisiert werden, die seine Chance auf 
eine Anstellung mit einem höheren Arbeitszeitvolu-
men vergrößern könnten.  

Im Gegensatz zu ihrem Partner steht Frau Kutscher in 
einem regelmäßigen Kontakt zum Jobcenter. Sie wird 

in einem 3-Monatsturnus zu einem persönlichen  
Gespräch eingeladen. Im Untersuchungszeitraum hat 
sie eigeninitiativ an einem Bewerbungstraining teilge-
nommen und gibt an, sich auf ausgeschriebene Stellen 
als Küchenhelferin zu bewerben. Seitens des Jobcen-
ters wurden ihr durchaus Umschulungsmaßnahmen 
angeboten, die aber aufgrund von Frau Kutschers 
beruflicher Orientierungslosigkeit nicht in Anspruch 
genommen wurden. So beschreibt Frau Kutscher im 
Interview, dass sie sich unsicher ist, welche berufliche 
Entwicklung sie einschlagen möchte und entsprechend 
keine Entscheidung fällen konnte, welche Tätigkeit sie 
mit einer Umschulung anstreben möchte. Ferner kann 
als erschwerende Bedingung betrachtet werden, dass 
die von Frau Kutscher favorisierte Rollenverteilung in 
der Familie, welche einem traditionellem Ernährer-
modell am nächsten kommt, bisher einer Ausweitung 
des Arbeitszeitvolumens entgegenstand. Im nachfol-
genden Interviewausschnitt schildert Frau Kutscher 
ein Beratungsgespräch mit ihrer pAp, in dem zum 
Ausdruck kommt, dass der Inhalt des Beratungsge-
sprächs eher formaler Natur war und auf die Erbrin-
gungsleistung seitens Frau Kutscher fokussiert. 

"Was wir da besprochen haben: Also beim letz-
ten Mal hatten wir das Thema mit dem Bewer-
bungstraining, was ich da gemacht habe. Da 
wurde gefragt, wie es da gelaufen ist, die wollten 
die Unterlagen sehen. Man hat hinterher so eine 
Urkunde gekriegt, dass man da war. Darüber 
hat man gesprochen und dass ich mal dann neue 
Passbilder, dass das Foto auch aktuell ist und 
dass wir dann weitersehen, hat sie gesagt. Und 
so ist der jetzige Stand, so sind wir da jetzt ver-
blieben." 

Würde jedoch die individuelle Lebenssituation von 
Frau Kutscher stärker in den Fokus des Beratungspro-
zesses gerückt, könnten sich neue Unterstützungsmög-
lichkeiten ergeben. So erscheinen vielmehr Unterstüt-
zungsleistungen sinnvoll, die darauf ausgerichtet sind, 
die individuellen Voraussetzungen zu schaffen, die 
einer erweiterten Erwerbsintegration und einer eigen-
ständigen Existenzsicherung von Frau Kutscher bisher 
im Wege standen. Frau Kutschers Unsicherheit bezüg-
lich ihrer beruflichen Orientierung und die damit be-
gründete Ablehnung einer Qualifizierungsmaßnahme 
verweisen darauf, dass sich im Fall von Frau Kutscher 
Handlungsbedarfe ergeben, die bisher nicht hinrei-
chend im Beratungsprozess adressiert wurden.  

Der Fall von Frau Kutscher verdeutlicht, dass es ein 
wichtiger Schritt hin zu einer stärkeren Ausrichtung 
des Beratungsprozesses auf ziel- und bedarfsorientier-
te Unterstützungsleistungen sein könnte, dass in der 
individuellen Beratung mehr Raum gelassen wird für 
die individuelle Lebenssituation der Kund(innen),  
um langfristig eine beidseitig getragene Integrations-
strategie zu verfolgen. Unter Berücksichtigung der 
Interdependenz von Handlungsentscheidungen in 



 

 

Reihe Arbeit und Wirtschaft in Bremen 13 | 2016 

30 

Paar-Beziehungen, könnte es sich als wertvoll erwei-
sen, Herr und Frau Kutscher gemeinsam zu einem 
Beratungsgespräch einzuladen, um gemeinsam zu 
elaborieren, inwiefern für Frau Kutscher neue  
Spielräume für ihre berufliche Weiterentwicklung 
erschlossen und eine gemeinsame abgestimmte Stra-
tegie für die Familie hinsichtlich der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie entwickelt werden könnte. 
Obwohl die Möglichkeit grundsätzlich besteht, Mit-
glieder einer BG gemeinsam zu einem Gespräch ein-
zuladen, kam jedoch eine gemeinsame Einbestellung 
weder bei Familie Kutscher noch bei den anderen 
befragten Familien vor.  

Bei Familie Kutscher zeigt sich, dass der Nachweis 
über das kontinuierliche Schreiben von Bewerbungen 
– als maßgeblich vom Jobcenter anvisierte (Aktivie-
rungs-)Maßnahme – über den Untersuchungszeitraum 
hinweg nicht zu einem Ausstieg aus der Bedürftigkeit 
geführt hat. Auch wenn eine Interaktion mit dem  
Jobcenter besteht, war diese bisher nicht zielführend 
im Sinne einer Beendigung des Leistungsbezugs. 
Während Herr Kutscher mit arbeitsmarktstrukturellen 
Grenzen in seiner Branche konfrontiert ist, fehlt seiner 
Frau jegliche Berufsperspektive, um ihre Arbeits-
marktchancen aktiv zu gestalten und entsprechende 
Fördermöglichkeiten gegenüber der pAp einzufordern. 

Im Rahmen der Befragung aller Familien im Sample 
ist deutlich geworden, dass dem Jobcenter augen-
scheinlich keine zielgruppenspezifischen, d. h. auf die 
Lebens- und besonders die Arbeitssituation der  
Familien ausgerichteten Unterstützungsleistungen, 
bereitstehen. Auch die im Arbeitsmarkt- und Integra-
tionsprogramm (Amip) des Jobcenters aus dem  
Jahr 2014 benannten Maßnahmen, mit denen  
Aufstocker(innen) stärker in den vermittlerischen 
Fokus genommen werden sollen, scheinen nicht dazu 
geeignet, die Bedarfslage von Aufstocker(innen) zu 
erkennen und die Handlungsmöglichkeiten in ihrer 
konkreten Lage zu verbessern. Benannte Maßnahmen 
wie AViBA 7 (vgl. Amip 2014), welche zum Ziel hat, 
die Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung durch intensive Betreuung der  
Teilnehmer(innen) zu fördern, sind zwar offen für 
Aufstocker(innen), aber sie richten sich weiterhin 
vordergründig an arbeitssuchende Personen, die  
aktiviert werden sollen. Es ist anzuzweifeln, dass 
Aufstocker(innen) für die Teilnahme an dieser Maß-

 
                                                           
7 Mit der „Aktivierungs- und Vermittlungsmaßnahme mit Anwe-

senheitspflicht“ (AViBA) soll die Aufnahme von sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungen gefördert werden. Durch eine 
intensive Betreuung der Teilnehmer(innen) – durch Bewerbungs-
coaching, Potenzanalyse, Förderung der Eigenbemühungen der 
Teilnehmer(innen) u.v.m. – soll der bisherige Tätigkeitsumfang 
erhöht bzw. alternative Integrationsstrategien erarbeitet werden. 
Ein wesentlicher Schwerpunkt liegt bei dieser Maßnahme auf 
dem Optimieren des Bewerber(innen)verhaltens: sowohl dass die 
Bewerbungsunterlagen aktuell sind als auch dass das Verhal-
ten/Kommunikation im Vorstellungsgespräch trainiert wird. 

nahme ihre Beschäftigung niederlegen würden.  
Zudem steht die Niederlegung der Beschäftigung für 
die Teilnahme an einer Maßnahme nicht zuletzt im 
Widerspruch zu dem Ziel der Arbeitsmarktintegration. 
Hinzu kommt, wie am Beispiel von Herrn Kutscher 
deutlich wurde, dass die Aufnahme einer sozialversi-
cherungspflichtigen Teilzeitbeschäftigung nicht allein 
eine Beendigung des Leistungsbezugs hervorbringen 
kann. 

6.2     Erklärungen für einen erschwerten 
Ausstieg 

Mit der Befragung von Aufstocker-Familien über zwei 
Jahre hinweg konnte aufgezeigt werden, dass  
die Mehrheit der Unterstützungsleistungen des Job-
centers für die Familien in dieser Studie nicht  
zielführend sind, um einen Ausstieg aus dem Leis-
tungsbezug herbeizuführen. Es wurde argumentiert, 
dass die individuelle Lebens- und Arbeitssituation von  
Aufstocker(innen) stärker im Beratungsprozess fokus-
siert werden muss, um gemeinsame Strategien entwi-
ckeln zu können, die bei der Überwindung des Hilfe-
bezugs tatsächlich unterstützend wirken. Nachfolgend 
soll es vordergründig darum gehen, institutionelle 
Aspekte zu diskutieren, die sich als hinderlich erwei-
sen, die Ausgestaltung der Dienstleistung stärker an 
der Bedarfslage von Aufstocker(innen) auszurichten.  

In einem ersten Abschnitt wird kritisch diskutiert, dass 
Aufstocker(innen) nicht im Fokus der Beratungs- und 
Vermittlungsdienstleitungen des Jobcenters stehen 
können, wenn bei der Erfüllung von Kennzahlen die 
Integrationsquote als wesentlicher Leistungsmaßstab 
von Vermittlungstätigkeit dient. Mit Blick auf die 
Standardisierung von Vermittlungsprozessen ist  
des Weiteren zu hinterfragen, inwiefern eine am  
Bedürftigkeitskontext von Aufstocker-Familien orien-
tierte Beratung und Vermittlung überhaupt gewähr-
leistet werden kann. Vor dem Hintergrund der  
Interdependenz von Handlungsentscheidungen in 
Paar-Beziehungen soll auf Grundlage des empirischen 
Datenmaterials die Praxis der am Einzelfall orientier-
ten Unterstützungsleistungen des Jobcenters kritisch 
reflektiert werden und für eine stärker an der Lebens-
situation des Individuums orientierten Beratungs- und 
Vermittlungsdienstleistung plädiert werden.  

Fokussierung auf die Integrationsquote im 
Kennzahlensystem 

Im Zuge des sogenannten „Vermittlungsskandals“8  
kam es zu einer Neuausrichtung der Bundesanstalt für 

 
                                                           
8 Der Vermittlungsskandal bezieht sich auf die statistische Manipu-

lation der Vermittlungsstatistik durch die damalige Bundesanstalt 
für Arbeit, die im Jahr 2002 durch den Bundesrechnungshof  
angemahnt wurde. 
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Arbeit bzw. der heutigen Bundesagentur für Arbeit. 
Eine zentrale Änderung ist die Steuerung anhand von 
Kontraktmanagement in Form der Abkehr von der 
Input-Steuerung hin zu einer Steuerung anhand von 
Output-Größen (Oschmiansky 2010). In diesem Sinne 
schließt das Bundesministerium für Arbeit und  
Soziales (BMAS) gemäß § 48 SGB II mit den  
Ländern, der Bundesagentur für Arbeit und den kom-
munalen Spitzenverbänden Zielvereinbarungen ab, 
denen alle Jobcenter in Deutschland bei der Prozess-
gestaltung und dem Einsatz der verfügbaren Mittel 
unterstellt sind.  

Als zentrale Zielvereinbarungen sind eine Verringe-
rung der Hilfebedürftigkeit, die Verbesserung der 
Integration in die Erwerbstätigkeit und die Vermei-
dung von langfristigem Leistungsbezug festgehalten. 
In Interviews mit Führungs- und Vermittlungsfach-
kräften im Jobcenter Bremen (im Jahr 2012 und 2014) 
wurde die Bedeutung der Erfüllung der Integrations-
quote9  als zentrales Erfolgskriterium betont.10  Mit 
dem Ziel, Qualität und Kundenorientierung zu stärken, 
leitete die BA zudem einen Leistungsvergleich über 
Kennzahlen zwischen den Jobcentern ein, um nicht 
zuletzt einen konstruktiven Wettbewerb um die beste 
Lösung zu schaffen (Oschmiansky 2010).11 

In Bezug auf die Gruppe der Aufstocker(innen) ist die 
Bemessung der Leistungsfähigkeit eines Jobcenters 
anhand der Integrationsquote kritisch zu bewerten. Ist 
die Integrationsquote als wesentlicher Leistungsmaß-
stab der Vermittlungstätigkeit einzuschätzen, dann 
kann davon ausgegangen werden, dass besondere 
Anstrengung auf den Abbau des Arbeitslosenbestan-
des durch eine schnelle Erwerbsintegration gelegt 
wird. Die geringe Kontaktdichte der befragten  
Aufstocker-Familien mit dem Jobcenter (max.  
3-Monats-Turnus) könnte die Einschätzung stützen, 
dass Aufstocker(innen) nachrangig behandelt werden. 
In ihrer Studie „neue soziale Dienstleistungen nach 
dem SGB II“ machen Baethge-Kinsky et al. (2007,  
S. 46) die Beobachtung, dass sich Vermittlungsfach-
kräfte auf einen Teil des Fallbestands konzentrieren, 
„um mit dem Widerspruch zwischen hohen Fallzahlen 
und individuellen Bearbeitungsauftrag umzugehen“. 
Angesichts knapper zeitlicher Ressourcen und  
den Zielvorgaben ist damit zu rechnen, dass  
Aufstocker(innen) aufgrund ihrer bestehenden 

 
                                                           
9 Die Integrationsquote gibt das Verhältnis der Anzahl der Integra-

tion in einem festgelegten Betrachtungszeitraum zum durch-
schnittlichen Bestand an erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in 
Prozent an. 

10 Entsprechende Erkenntnisse liegen auch für Jobcenter aus ande-
ren Bundesländern bzw. Städten vor (Nordlicht Management 
Consultants 2012, S. 18). 

11Auf Initiative des BMAS wurde eine SGB-II-Informations-
plattform eingerichtet, auf der aktuelle Kennzahlen der Jobcenter 
in Deutschland eingesehen und in Vergleich gesetzt werden kön-
nen (siehe sgb2info.de). 

Arbeitsmarktintegration mit einer hohen Wahrschein-
lichkeit eher geringe Aufmerksamkeit seitens des 
Jobcenters erhalten.12   

Festgehalten werden kann, dass der Ergebnisdruck der 
Output-Steuerung des SGB II über Ziele durchaus 
positive Anreize setzen kann, auf die Erreichung be-
stimmter Ziele, wie der Abbau des Arbeitslosenbe-
standes, besondere Anstrengungen zu richten. Aber 
gerade diese Zielsetzung kann auf der Kehrseite unbe-
absichtigte Nebeneffekte hervorrufen, die in eine 
Zielgruppenbenachteiligung von Aufstocker(innen) 
münden.  

Standardisierung von Beratungsprozessen 

Neben der Diskussion von Zielvereinbarungen als 
externe Rahmenbedingungen, die den Beratungspro-
zess zum möglichen Nachteil von Aufstocker(innen) 
strukturieren, soll die Standardisierung von  
Beratungsprozessen als weitere Erklärung herangezo-
gen werden. Da Standardisierung von Beratungspro-
zessen an allen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
im Sinne des SGB II ausgerichtet ist, liegt es nahe 
anzunehmen, dass sich diese nicht unmittelbar für die 
Gruppe der Aufstocker(innen) als förderlich für einen 
Ausstieg aus der Bedürftigkeit erweisen. Denn gerade 
für Aufstocker(innen) ist – wie in den vorangegangen 
Ausführungen verdeutlicht – eine auf ihre individuelle 
Lebens- und Arbeitsmarktsituation abgestimmte Be-
treuung notwendig, um eine Überwindung des Leis-
tungsbezugs unterstützen zu können. Inwiefern die 
Standardisierung von Beratungsprozessen einer sol-
chen stärker am Einzelfall orientierten Beratung ent-
gegenwirkt, indem die Handlungsfreiräume von  
Vermittlungsfachkräften und der Beratungsprozess 
insgesamt verengt werden, soll im Folgenden mit 
Fokus auf Aufstocker(innen) diskutiert werden  
(vgl. Hielscher und Ochs 2009; Schütz 2008; Baethgy-
Kinsky et al. 2007). 

Wesentliches Instrument, um die Bedarfslage von 
Kund(innen) zu erfassen, ist das sogenannte Profiling. 
Schütz und Oschmiansky (2006, S. 12) beschreiben 
Profiling als eine Methode, bei der „der Eintrag  
der individuellen Handlungsbedarfe in den Themenbe-
reichen Einstellung/Motivation, Fähigkei-
ten/Qualifikationen, Hemmnisse und spezifische 
Arbeitsmarktbedingungen in die elektronische 
Arbeitshilfe“ eingetragen wird. Im Rahmen des Erst-
kontaktes mit der Kundin bzw. dem Kunden sind die 

 
                                                           
12 Als Ergebnis von drei Workshops mit insgesamt 33 Vertre-

ter(innen) aus Jobcentern, Kommunen und Landesministerien 
unter Leitung der Beratungsgesellschaft Nordlicht Management 
Consultings konnte mit Blick auf die Verteilung von Ressourcen 
durch das Jobcenter aufgezeigt werden, dass insbesondere auf 
sozialversicherungspflichtig beschäftigte Leistungsberechtigte 
eher ein unterproportionaler Anteil an Ressourcen verwendet wird 
(Nordlicht Management Consultants 2012, S. 10). 
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Vermittlungsfachkräfte dazu angehalten, anhand der 
genannten Schlüsselbereiche eine individuelle Chan-
ceneinschätzung durchzuführen, welche in die Zuord-
nung der Kundin bzw. des Kunden in eine von sechs 
Profillagen13  mündet. Dabei werden marktnahe  
Profillagen, bei denen ein Übergang in Arbeit in den 
nächsten Monaten als wahrscheinlich eingeschätzt 
wird, und marktferne Profillagen, bei denen eine kurz-
fristige Integration (6-12 Monate) in den Arbeitsmarkt 
als unrealistisch eingestuft wird, unterschieden 
(Obermeier und Oschmiansky 2014). 

Aus der Zuordnung in eine Profillage leitet sich der 
Zugang zu bestimmten Maßnahmen und die Kontakt-
dichte zum Jobcenter ab (Behrend et al. 2006, S. 2; 
Obermeier und Oschmiansky 2014). Aufgrund der 
Tatsache, dass die weiteren Schritte im Beratungspro-
zess – die Festlegung von Zielen und Strategien – in 
Abhängigkeit von der Zuordnung der Kundin bzw. des 
Kunden in eine Profillage erfolgt, ist es kritisch zu 
betrachten, inwiefern die Schlüsselkategorien  
des Profilings die Bedürftigkeitsursachen von  
Aufstocker(innen) erfassen können. Daher ist auch zu 
hinterfragen, wie groß der Handlungsspielraum der 
Vermittlungsfachkräfte über das Profiling hinaus  
ist, um den konkreten Aufstockungskontext von  
Aufstocker(innen) einzubeziehen. Denn die konkrete 
Umsetzung der Dienstleistung ist letztendlich eine 
personalisierte Aufgabe und hängt von der Subjektivi-
tät der Vermittlungsfachkraft und der Interaktion mit 
der Kundin bzw. dem Kunden ab (vgl. Hielscher und 
Ochs 2009, S. 186 f.). 

Die Ergebnisse dieser Studie lassen aber erkennen, 
dass im Rahmen der Beratungsgespräche die Bedürf-
tigkeitsursachen nur eingeschränkt identifiziert wur-
den und sich daher auch nicht in entsprechenden För-
dermaßnahmen niederschlugen, die einen langfristigen 
Ausstieg hätten herbeiführen können. Bei einem 
Großteil der interviewten Aufstocker-Familien kann 
durch ein neues Matching, d. h. durch einen Stellen-
wechsel des Kunden oder der Kundin, weder ein Aus-
stieg aus der Bedürftigkeit herbeigeführt werden, noch 
erweisen sich Aktivierungsmaßnahmen wie Bewer-
bungshilfen als zielführend, um die Beschäftigungsfä-
higkeit zu fördern und sie bei ihren Eingliederungs-
bemühungen zu unterstützen. Vielmehr sollte in den 
Beratungsgesprächen die Problemdiagnose der Auf-
stockungssituation in den Fokus gerückt werden und 
die Festlegung von Zielen und Handlungsstrategien 
danach ausgerichtet werden.  

 
                                                           
13 Seit dem Jahr 2009 gilt in den Jobcentern das sogenannte rechts-

kreisübergreifende „4-Phasen-Modell der Integrationsarbeit“, 
womit sechs Profillagen unterschieden werden. Als marktnahe 
Profillagen gelten das Markt-, Aktivierungs- und Förderungspro-
fil, während als marktferne Gruppen das Entwicklungs-, Stabili-
sierungs- und Unterstützungsprofil eingeteilt wird. 

Die empirischen Erkenntnisse legen die Empfehlung 
nahe, dass Steuerungsansprüche zurückgenommen 
werden müssten, um einen größeren Handlungsspiel-
raum für die am Beratungsgespräch beteiligten Perso-
nen zu schaffen. In den persönlichen Gesprächen 
sollte mehr Raum für die Mitwirkungsrechte von 
Aufstocker(innen) bei der Ausgestaltung der Dienst-
leistungen gelassen und das Gespräch nicht durch 
formalisierte Vermittlungsprozesse dominiert wer-
den.14   

Angesicht von hohen Fallzahlen in den Basisteams ist 
die Umsetzung einer intensiveren Betreuung fern von 
Standardroutinen mit Skepsis zu betrachten. Mit 
einem reduzierten Betreuungsschlüssel hat das  
Jobcenter Bremen aber erste Schritte unternommen, 
um eine intensivere Betreuung gewährleisten zu kön-
nen. Mit dem Start der Joboffensive Bremen im Jahr 
2013 werden Kund(innen) von spezialisierten Teams 
mit geringerem Betreuungsschlüssel betreut. Kritisch 
zu betrachten ist dabei jedoch, dass sich die Joboffen-
sive nur an Kund(innen) mit marktnahen Profillagen 
richtet, während marktferne Profillagen weiterhin in 
Basis-Teams betreut werden (vgl. Amip 2014, S. 22). 
Aus der Perspektive der Kund(innen) erscheint dieses 
Vorgehen widersprüchlich, sind es doch gerade Per-
sonen mit komplexen Vermittlungshemmnissen, die 
einen besonderen Unterstützungsbedarf aufweisen, um 
eine aktive Ausstiegsstrategie entwickeln und entspre-
chend von einer intensivierten Betreuung profitieren 
zu können. Ferner ist anzumerken, dass sich die  
Joboffensive vorrangig an arbeitssuchende Personen 
richtet, d. h. auf eine Erhöhung der Zahl der Integra-
tion abzielt, womit Aufstocker(innen) weiter aus dem 
Fokus geraten. 

Gemeinsame Einbestellung von Bedarfsge-
meinschaften 

Es konnte bisher herausgestellt werden, dass für eine 
Unterstützung der Aufstocker-Familien mit dem Ziel 
einer Überwindung des Leistungsbezugs eine auf die 
individuelle Problemlage der gesamten Familie  
abgestimmten Beratungs- und Vermittlungsleistung 
durch das Jobcenter notwendig wäre. Dieser Unter-
stützung sollte eine ganzheitliche Betrachtung der 
familiären, beruflichen und privaten Situation zugrun-
de gelegt werden. 

Im SGB II ist ein solcher Grundgedanke der Einbin-
dung eines Individuums in das familiäre Umfeld 

 
                                                           
14 An dieser Stelle sei auf Studien verwiesen, die aufzeigen, dass im 

Zuge des paradigmatischen Wandels  der deutschen Arbeits-
marktpolitik, vollendet mit den Hartz-Reformen, Leistungen  
der Arbeitsförderung verstärkt an Mitwirkungspflichten geknüpft 
wurden, während die Kund(innen) nur geringe Mitwirkungsrechte 
im Beratungsprozess ausüben (zu veränderten Reziprozitätsnor-
men vgl. Rosenthal et al. 2012; zu sozialen Rechten  
vgl. Bothfeld/Betzelt 2011). 
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durchaus angelegt, denn es wird bereits bei der Leis-
tungsberechnung nicht individuell, sondern im Rah-
men einer bestehenden Bedarfsgemeinschaft geprüft, 
ob eine erwerbsfähige Person leistungsberechtigt ist. 
In diesem Sinne gilt als hilfebedürftig nicht nur, wer 
seinen Lebensunterhalt nicht aus eigenen Kräften 
sichern kann (§ 9 I SGB II), sondern auch Personen, 
die in einer BG mit unzureichenden Gesamteinkom-
men leben (§ 9 II SGB II). Mit der Ausnahme von 
Single-BG ist also gesetzlich definiert, dass Hilfebe-
dürftigkeit i.d.R. nicht durch die einzelne Person ent-
steht. Sie ist das Resultat der Erwerbsbeteiligung aller 
Personen in einer BG. Obgleich es im § 3 I SGB II 
heißt, dass bei den Eingliederungsleistungen die indi-
viduelle Lebenssituation, insbesondere die familiäre 
Situation, der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
zu berücksichtigen gilt, verweisen die Ergebnisse 
dieser Studie darauf, dass die individuelle Lebens-
situation oftmals hinter verpflichtende Elemente, wie 
das Vorzeigen von Suchbemühungen, im Beratungs-
prozess zurücktritt (vgl. Baethgy-Kinsky et al. 2007; 
Reis/ Siebenhaar 2015). Dass durchaus Verände-
rungspotenzial hin zu einer ganzheitlichen Betrach-
tung der in der Bedarfsgemeinschaft lebenden Perso-
nen im Zuge der individuellen Betreuung besteht, 
wurde bereits 2012 im Interview mit einer Führungs-
kraft bestätigt:   

„Ich muss als Arbeitsvermittler, als Fallmana-
ger, muss ich, ich sage mal den Fall ganzheitlich 
betrachten. Ich muss gucken, wie viele Kinder 
hast du, wie alt sind sie, pubertieren die, was 
macht dein Mann? So und dann habe ich ein Ge-
samtbild. Und aus diesem Gesamtbild muss ich 
dann überlegen, welche Lösungsmöglichkeiten 
gibt es. Es wird aber zu sehr auf die einzelne 
Person geguckt und nicht auf die gesamte Be-
darfsgemeinschaft.“  

Doch nicht nur die interviewte Führungskraft weist 
auf ein notwendiges Umdenken in der Fallbearbeitung 
hin. Auch der Blick auf die Interdependenz von Hand-
lungsentscheidungen in Partner-BG gibt Anlass, den 
Haushaltskontext bei der individuellen Fallbearbei-
tung zu stärken. Am Beispiel von Familie Kutscher 
wurde bereits darauf verwiesen, dass die Einbestellung 
beider zu einem persönlichen Gespräch im Jobcenter 
dazu beitragen könnte, Blockadewirkungen zwischen 
den einzelnen Handlungsfeldern15  zu überwinden und 
in Form einer gemeinsamen Gesamtstrategie langfris-
tige Schritte aus der Bedürftigkeit zu entwickeln.  

In der Praxis ist die gemeinsame Einbestellung der BG 
dennoch kein regelmäßiges Verfahren (vgl. Betzelt  
et al. 2010, S. 174; IAW/ ZEW 2008, S. 92 f.). Keine 
 
                                                           
15 Im Fall von Frau Kutscher zeigt sich die Blockadewirkung deut-

lich in den Handlungsfeldern Gestaltung der Arbeitsmarktchancen 
und innerfamiliäre Entscheidung. 

der interviewten Aufstocker-Familien berichtete von 
einem gemeinsamen Beratungsgespräch. Im Amip 
2014 ist als Strategie zur Verringerung bzw. Beendi-
gung des Leistungsbezugs die „Prüfung von Einbin-
dungsmöglichkeiten der gesamten Bedarfsgemein-
schaft“ aufgeführt, aber es finden sich keine Ausfüh-
rungen, was das Jobcenter Bremen im Konkreten 
darunter versteht und welche Schritte sich daraus 
ableiten lassen. 

Vor dem Hintergrund der empirischen Ergebnisse 
wird die Anwendung eines ganzheitlichen Ansatzes, 
der die Einbeziehung der gesamten BG bei der Ausge-
staltung der individuellen Dienstleistung im Bera-
tungsprozess vorsieht, als zielführendes Instrument 
erachtet, um im Rahmen einer abgestimmten Strategie 
beiden Partnern berufliche Entwicklungsmöglichkei-
ten zu eröffnen und bestehende Blockadewirkungen 
gemeinsam zu überwinden. 

6.3     Unterstützungspotenziale erkennen: 
Wege aus der Grauzone 

Die Analysebefunde der Panelstudie zeigen, dass die 
Dienstleistungsangebote des Jobcenters bei der Mehr-
heit der interviewten Aufstocker-Familien keine Aus-
stiegshilfe darstellen, da die individuelle Lebens- und 
Arbeitssituation nicht ausreichend im Beratungspro-
zess adressiert wird. Bei der Mehrheit der befragten 
Familien galt, dass arbeitsmarktstrukturelle Grenzen – 
Wechsel zwischen Berufssegmenten oder Aufstieg 
innerhalb des Segments – und verfestigte geschlechts-
spezifische Rollenverteilungen in der Familie, die 
einer Ausweitung der Erwerbstätigkeit der Mütter 
entgegenwirkten, eine Überwindung des Hilfebezugs 
erschwerten. Es konnte dargelegt werden, dass  
Aufstocker(innen) zwar (grundsätzlich) in die Bera-
tungs- und Vermittlungsleistungen des Jobcenters 
eingebunden sind, aber nachweislich keine Maßnah-
men Anwendung fanden, die an den Bedürftigkeits-
ursachen von Aufstocker(innen) bzw. Aufstocker-
Familien anknüpften. Auch die Berücksichtigung  
des Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramms des 
Jobcenter Bremens ließ eine zielgruppenspezifische 
Ausrichtung der Förderinstrumente nicht erkennen. 
Daher kann zusammenfassend argumentiert werden, 
dass sich Aufstocker(innen) in einer „Grauzone“ der 
Arbeitsvermittlung bewegen. 

Die Ergebnisse der empirischen Erhebung verdeutli-
chen, dass neue Messkriterien für die Beratungsquali-
tät der Jobcenter gefunden werden müssen, um  
Aufstocker(innen) verstärkt in den Fokus der Arbeits-
vermittlung zu rücken, aus denen sich neue Unterstüt-
zungspotenziale für eine Überwindung der Hilfebe-
dürftigkeit ergeben sollten. Mit Blick auf die Arbeits-
marktsituation von Aufstocker(innen) ist in diesem 
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Zusammenhang das Vorrangprinzip16  im SGB II 
kritisch zu bewerten. Hier müsste neben der Integra-
tionsquote eine ebenso wichtige Kennzahl eingeführt 
werden, die auf die dauerhafte Beendigung des aufsto-
ckenden Leistungsbezugs abzielt. Als wesentlichen 
Schritt in diese Richtung kann die stärkere Gewich-
tung des Ziels der Nachhaltigkeit der Integration ge-
wertet werden.17   

Des Weiteren wurde argumentiert, dass Standard-
routinen und eine am Einzelfall orientierte Vermitt-
lungsstrategie ohne ausreichende Betrachtung der 
Interdependenzen von innerfamiliären Handlungsent-
scheidungen dem oftmals komplexen Bedürftigkeits-
kontext und Unterstützungsbedarf von Aufstocker-
Familien nicht gerecht werden. Zum einen müssten 
Vermittlungsfachkräften einen größerer Handlungs-
freiraum in den Beratungsgesprächen – fern von der 
Standardisierung von Beratungsprozessen – einge-
räumt werden, in dem Zeit und Raum besteht, dass die 
Kund(innen) Einfluss auf die Ausgestaltung der 
Dienstleistung üben und die individuelle Lebens-
situation der Kund(innen) stärker im Beratungsprozess 
reflektiert wird. Eine individuelle Betreuung, die am 
Einzelfall orientiert ist und dabei eine ganzheitliche 
Betrachtung der familiären, beruflichen und privaten 
Situation vornimmt, erscheint vielversprechend, um 
Bedürftigkeitsursachen identifizieren und langfristig 
eine Ausstiegshilfe darstellen zu können. 

7     Schlussfolgerungen und  
 Diskussion 

Ziel des vorliegenden Beitrages war es, Aufstocker-
Familien und ihre Strategien für eine Überwindung 
des ALG-II-Leistungsbezugs zu analysieren und auf 
dieser Grundlage die Rolle der Arbeitsvermittlung zu 
reflektieren. Dieses Forschungsinteresse begründete 
sich aus einem sich wandelndem Charakter der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie einer statis-
tisch nachweisbaren Verschiebung der Zusammenset-
zung von Leistungsbeziehenden. Der Anteil der Leis-
tungsbeziehenden mit vorhandenem Erwerbseinkom-
men wächst und die Grundsicherung für Arbeitsu-
chende übernimmt damit zunehmend die Aufgaben 
einer Subvention nicht bedarfsdeckender Einkommen. 
Im Besonderen Familien sind vielfach trotz bestehen-
der Erwerbstätigkeit auf ALG-II-Leistungen zur  
Existenzsicherung angewiesen. Diesen Aufstocker-
Familien gelingt es nachweislich nur bedingt und 

 
                                                           
16 Unter dem Vorrangprinzip wird verstanden, dass Maßnahmen, die 

eine unmittelbare Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ermöglichen, 
vorrangig eingesetzt werden sollen (§ 3 I SGB II). 

17 Die Nachhaltigkeitsquote dient bisher als Ergänzungsgröße zur   
Integrationsquote. 

oftmals erst nach vier oder mehr Jahren, den Leis-
tungsbezug zu überwinden.  

Anhand der empirischen Daten der Panelstudie konnte 
herausgestellt werden, dass vor allem geringfügige 
Beschäftigungen, arbeitsmarktstrukturelle Grenzen 
und traditionelle Rollenverteilung in Familien, die 
einer stärkeren Erwerbsintegration der Mutter ent-
gegenwirken, eine Bedürftigkeit begründen und eben-
so verfestigen können. Die Analyse der Strategien 
zeigte bildhaft, dass für eine Überwindung des  
Leistungsbezugs ein komplexes Zusammenspiel  
verschiedener Handlungsfelder reflektiert werden 
muss, um im Rahmen einer ausstiegsorientierten  
Strategie Veränderungen zu erzeugen. Diese Verände-
rungen setzen jedoch ein hohes Flexibilitätspotenzial 
voraus, welches nicht bei jeder Familie vorhanden ist. 
Die Begleitung von Aufstocker-Familien über zwei 
Jahre hinweg zeigte, dass diejenigen Familien den 
Leistungsbezug verlassen konnten, die entweder auf-
grund des Älterwerdens ihrer Kinder eine bestehende 
Erwerbstätigkeit ausbauen konnten und/oder denen 
der berufliche Wiedereinstieg der Mutter gelungen ist. 
Bei denjenigen Familien, die auch nach zwei Jahren 
weiterhin auf die Transferzahlungen angewiesen wa-
ren, zeigte sich dagegen eine starke Orientierungs-
losigkeit im Hinblick auf mögliche Veränderungen im 
Erwerbsleben sowie ein Festhalten an bestehenden 
innerfamiliären Rollenmustern mit begrenzter  
Erwerbsteilhabe der Mutter. 

Mit Blick auf die Wirkungen arbeitsmarktpolitischer 
Interventionen gilt deutlich hervorzuheben, dass der 
spezifische Bedürftigkeitskontext von Aufstocker-
Familien nicht ausreichend durch Fördermaßnahmen 
des Jobcenters adressiert wird. Erwerbstätige Leis-
tungsbeziehende können zwar grundsätzlich die Bera-
tungs- und Förderfunktion des Jobcenters nutzen, 
doch sind nachweislich keine zielgruppenspezifischen 
Maßnahmen vorhanden, die an die komplexen Be-
darfslagen der Familien anknüpfen. Auch in der Ana-
lyse der Strategien der Familien wurde deutlich, dass 
das Jobcenter und dessen Angebote weniger Bedeu-
tung haben, als das § 1 des SGB II erwarten lässt.  
So wurden aktive Ausstiegsstrategien unabhängig von 
den Beratungen des Jobcenters entwickelt. Bei denje-
nigen Familien, die keine ausstiegsorientierte Strategie 
entwickeln konnten, wirkte der Kontakt zum  
Jobcenter sogar kontraproduktiv. Von den Familien 
gewünschte Maßnahmen zur beruflichen Förderung 
blieben aus oder die Bedarfe der Familie wurden nicht 
erkannt. Aufstocker(innen) befinden sich somit in 
einer „Grauzone der Aktivierung“. 

Um diese „Grauzone“ zukünftig vermeiden zu  
können, gilt es, die die Gruppe der erwerbstätigen 
Leistungsbeziehenden als Zielgruppe zu stärken und 
Unterstützungsangebote zu entwickeln, die an den 
Bedürftigkeitskontext von Aufstocker(innen) und 
insbesondere Aufstocker-Familien anknüpfen. Dazu 
sind prinzipielle Anpassungen notwendig: Eine stärke-
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re Gewichtung einer nachhaltigen Integration in be-
darfsdeckende Beschäftigung wäre ebenso erforder-
lich wie die Veränderung der Standardroutinen der 
Vermittlungs- und Beratungsstrategien, um eine auf 
die Arbeitsmarktsituation und persönliche Rahmenbe-
dingungen ausgerichtete Beratung und Betreuung 
gewährleisten zu können. Vor dem Hintergrund einer 
geringen Erwerbsintegration von Müttern aufgrund 
traditioneller Rollenverständnisse in Familien, gilt es, 
ein Vermittlungs- und/oder Fallmanagement zu entwi-
ckeln, welches die gesamte Bedarfsgemeinschaft ein-
schließt. Für einen Großteil der Aufstocker(innen) 
wäre zudem eine berufsspezifische Beratung förder-
lich, die darauf abzielt, den Kunden bzw. die Kundin 
auch langfristig in eine bedarfsdeckende und stabile 
Beschäftigung zu vermitteln.  

Dies erfordert jedoch ein Umdenken in der aktivie-
rungsorientierten Arbeitsmarktpolitik, denn mit der 
Umsetzung des sozialpolitischen Leitprinzips der 
Hartz-Reformen „Fördern und Fordern“ wurden  
Instrumente geschaffen, bei denen es „nicht [vorder-
gründig] um die Erhaltung oder gar Verbesserung des 
beruflichen Status des/der Arbeitslosen, sondern um 
die schnelle Integration in den ersten Arbeitsmarkt 
geht“ (Mohr 2009, S. 56). Dadurch war jene „Grauzo-
ne der Aktivierung“ für Aufstocker(innen), die bereits 
in den Arbeitsmarkt integriert sind, bereits vorpro-
grammiert.  

Die Erkenntnisse der Studie verdeutlichen jedoch 
auch, dass über die Zeit hinweg vor allem veränderte 
Rahmenbedingungen, wie das Alter der Kinder oder 
ein unverhofftes Jobangebot, neue Handlungsmög-
lichkeiten, jenseits der Interventionsspielräume der 
Jobcenter, eröffneten und damit eine Überwindung des 
Leistungsbezug möglich wurde. Die Ursache für einen 
langen Leistungsbezug der Familien muss daher  
weniger mit der Frage nach Motivation und Aus-
stiegswillen verbunden werden, sondern mit fehlenden 
Spielräumen, die jedoch notwendig sind, um den  
Familien zu ermöglichen, selbst eine aktive Ausstiegs-
strategie zu entwickeln. Die empirisch dargestellten 
Flexibilitätsanforderungen, z. B. für eine Anpassung 
der Erwerbstätigkeit oder einer Erwerbsintegration der 
Mütter, sind auf familienpolitischen Maßnahmen 
angewiesen, welche vor allem Konflikte zwischen 
Sorgearbeit und Erwerbsarbeit fokussieren und  
entspannen könnten – jedoch im jetzigen Ausmaß 
keine ausreichenden Handlungsspielräume bereitstel-
len (vgl. dazu Studien zur Kinderbetreuungsinfrastruk-
tur Becker/ Hauser 2009; Prigge/ Böhme 2014/  
Bundesministerium für Familien, 2011).  

Entsprechend verfolgen Wissenschaftler(innen)  
Reformansätze auf Grundlage des sozialphilosophi-
schen Konzepts der Autonomie. So wird gefordert, 
dass soziale und arbeitsmarktpolitische Interventionen 
über die Sicherung des materiellen Existenzminimums 
hinausgehen und die individuelle Handlungsfähigkeit 
von Bürger(innen) ermöglichen sollen (Betzelt/  

Bothfeld 2014, S. 4). Die bereits diskutierten  
Möglichkeiten einer Ausweitung und Stärkung vorge-
lagerter Leistungen (Rudolph 2014) – wie etwa 
Wohngeld, Kinderzuschlag oder neue, spezifisch auf 
Aufstocker(innen) ausgerichtete Leistungen, können 
Handlungsfreiräume für individuelle Strategien  
ermöglichen. Dabei besteht jedoch die Herausforde-
rung, die jeweiligen Bedürftigkeitsursachen nicht zu 
verdecken und entsprechende flankierende Unterstüt-
zungsinstrumente aufzubauen, die zum Beispiel die 
Verbesserung des individuellen Arbeitsmarktzugangs 
fokussieren – wie etwa für Mütter nach längerer  
Erwerbspause oder für gering qualifizierte Familien-
väter – und familienspezifische Belange berücksichti-
gen. 

In der vorliegenden Studie wurde die Aufnahmefähig-
keit des Arbeitsmarktes aufgrund des überwiegend 
qualitativen Forschungsdesigns nur marginal disku-
tiert. Dennoch gilt es bei der Beurteilung der Arbeits-
vermittlung zu berücksichtigen, dass für viele Leis-
tungsbeziehende nicht zuletzt aufgrund individueller 
Einschränkungen eine geringfügige Beschäftigung ein 
Höchstmaß an Arbeitsmarktpartizipation darstellt 
(Dingeldey et al. 2012). Gleichwohl gilt es zu reflek-
tieren, dass die Problematik der geringfügig Beschäf-
tigten auf spezifische Arbeitsmarktstrukturen verwei-
sen, die auf die zunehmende Subventionsfunktion des 
SGB II zurückzuführen sind (Voss/Weinkopf 2012; 
Knuth 2015; Dingeldey et al 2012). Zudem hat  
die arbeitsmarktpolitische Praxis mit der seit 2005 
aggressiv verfolgten Arbeitsmarktintegration von 
Leistungsbeziehenden in eben jene Segmente die 
Bedürftigkeitssituation von Aufstocker(innen) und 
deren Familien maßgeblich mitbestimmt. Insofern gilt 
es die empirischen Ergebnisse dieses Beitrags zum 
Anlass zunehmen, die Verantwortung der Arbeits-
marktpolitik weiterhin zu diskutieren und die Gestal-
tungsoptionen für eine angemessene Förderung der 
Aufstocker(innen) in den Vordergrund zu stellen. 
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A n n e  S c h r ö t e r  |  S u s a n n e  H e i l a n d

Die Anzahl von Aufstockerinnen und Aufstockern – also Erwerbs-
tätige, die trotz eigenem Einkommen auf Leistungen der Grund-
sicherung für Arbeitssuchende (SGB II) angewiesen sind – ist im
Land Bremen in den letzten Jahren konstant gestiegen. Vor allem
wenn Kinder zu versorgen sind, reicht das Einkommen von Eltern
vielfach nicht aus, um die Familie existenzsichernd zu versorgen.  

Die vorliegende Studie geht der Frage nach, welche Strategien
Familien zur Überwindung der Bedürftigkeit entwickeln und welche
Hindernisse ihnen im Wege stehen. Hinterfragt wird, inwiefern die
Arbeitsvermittlung dieser spezifischen Gruppe Unterstützung bietet. 

Anhand der Befragung von Bremer Aufstocker-Familien im Ab-
stand von zwei Jahren zeigt sich, dass diese für eine Überwindung
des Leistungsbezugs ein hohes Maß an innerfamiliärer und erwerbs-
bezogener Flexibilität aufbringen müssen. Die dafür notwendigen
Handlungsspielräume sind jedoch vor allem aufgrund der Sorge-
arbeit in der Familie stark begrenzt. Die Arbeitsvermittlung bietet
nur eingeschränkt Unterstützung an und trägt bei den befragten 
Familien nicht zu einem Ausstieg aus der Bedürftigkeit bei. Die 
Arbeitsmarktpolitik steht somit vor der drängenden Herausforde-
rung, die Grundsicherung für Arbeitsuchende anzupassen oder 
aber anknüpfende arbeitsmarktpolitische Interventionen für diese
Gruppen zu entwickeln.






